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II

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter)

BESCHLUSSE

DURCHFUHRUNGSBESCHLUSS DER KOMMISSION
vom 16. Oktober 2014

zur Festlegung von Vorschriften fiir die Durchfithrung des Beschlusses Nr. 1313/2013/EU des
Europiischen Parlaments und des Rates iiber ein Katastrophenschutzverfahren der Union und zur
Aufhebung der Entscheidungen 2004/277/EG, Euratom und 2007/606/EG, Euratom

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2014) 7489)
(Text von Bedeutung fiir den EWR)

(2014/762[EU)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europaischen Union,

gestiitzt auf den Beschluss Nr. 1313/2013/EU des Europiischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 iiber
ein Katastrophenschutzverfahren der Union ('), insbesondere auf Artikel 32 Absatz 1,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)~ Mit dem Katastrophenschutzverfahren der Union (,Unionsverfahren®) wird angestrebt, im Bereich des Katastro-
phenschutzes die Zusammenarbeit zwischen der Union und den Mitgliedstaaten zu verstirken und die Koordinie-
rung zu erleichtern, um die Wirksamkeit der Priventions-, Vorsorge- und Bewiltigungssysteme fiir Naturkatastro-
phen und vom Menschen verursachte Katastrophen zu verbessern.

(2)  Da Katastrophen jederzeit eintreten konnen, sollte das Zentrum fiir die Koordination von Notfallmafnahmen
(Emergency Response Coordination Centre, ERCC), das mit Artikel 7 des Beschlusses Nr. 1313/2013/EU einge-
richtet wurde, stindigen engen Kontakt mit den nationalen Kontaktstellen halten.

(3)  Das Gemeinsame Kommunikations- und Informationssystem fiir Notfille (Common Emergency Communication
and Information System — CECIS) ist ein grundlegender Bestandteil des Verfahrens, da es die Authentizitdt, Integ-
ritdt und Vertraulichkeit der zwischen den beteiligten Landern routinemifig und bei Notfillen ausgetauschten
Informationen gewihrleistet. Angesichts der Besonderheiten einer Reaktion auf Fille von Meeresverschmutzung
sollte eine separate Version von CECIS geschaffen werden, die den Sekretariaten regionaler Meeresiibereinkommen
sowie Drittlindern, die ein Regionalmeer mit der Union teilen, Zugang bietet.

(4)  Um die operative Effektivitit sicherzustellen, sollten Mindestanforderungen fiir die Module, sonstigen Bewalti-
gungskapazititen und Experten in Ubereinstimmung mit Artikel 9 Absatz 1 des Beschlusses Nr. 1313/2013/EU
sowie fiir die operativen Bedingungen, Funktionsweise und Interoperabilitt festgelegt werden, wie in Artikel 9
Absatz 2 des Beschlusses Nr. 1313/2013/EU vorgesehen. Insbesondere sollten Module in der Lage sein, eine
bestimmte Zeit lang autark zu arbeiten, rasch einsatzbereit und interoperabel sein. Um die Interoperabilitit der
Module zu steigern, sind Mafinahmen auf Ebene der Union und der Mitgliedstaaten notwendig.

(') ABLL 347 vom 20.12.2013, S. 924.
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(5)  Die Kapazititsziele fiir die Europdische Notfallbewiltigungskapazitit (EERC) sollten definiert und regelmifig tiber-
priift werden, damit fiir Entsendungen im Rahmen des Unionsverfahrens eine ausreichende Anzahl von Modular-
ten, sonstigen Bewiltigungskapazititen und Experten gegeben ist. Die Qualitits- und Interoperabilititsanforderun-
gen sollten definiert und regelmafig tiberpriift werden, damit ein einheitliches Mindestmafl an Qualitit und Inter-
operabilitit fiir alle an der EERC beteiligten Kapazititen gewdhrleistet ist.

(6)  Es sollte ein Zertifizierungs- und Registrierungsverfahren, einschlieflich Selbstbeurteilungselementen, definiert
werden, mit dem bestitigt werden kann, dass die Kapazititen im freiwilligen Pool alle notwendigen Anforderun-
gen erfiillen und, soweit erforderlich, begrenzte Kofinanzierungsmittel der Union fiir ,Anpassungskosten“ nutzen
konnen. Dieses Zertifizierungs- und Registrierungsverfahren sollte dariiber hinaus eine ausgewogene geografische
Verteilung von Kapazititen unter Beriicksichtigung der ortlichen Lage der Risiken gewdhrleisten und die Beteili-
gung aller interessierten Mitgliedstaaten in Betracht ziehen.

(7)  Die Ermittlung moglicher Liicken bei Bewiltigungskapazititen der EERC sollte es der Kommission und den Mit-
gliedstaaten ermdglichen, gemeinsam festzustellen, wo keine ausreichenden Kapazitdten innerhalb oder auferhalb
des freiwilligen Pools verfiigbar sind. Mitgliedstaaten, die sich einzeln oder in Konsortien um die SchlieSung dieser
Liicken bemiihen, sollten von einer begrenzten Kofinanzierung durch die Union profitieren, soweit dies kosten-
giinstig ist und durch die Risikobewertung bestitigt wird.

(8)  Zur Weiterentwicklung der EERC sollte in begrenztem Umfang iiber Rahmenvertrige, Partnerschaftsrahmenver-
einbarungen oder dhnliche Regelungen eine Kofinanzierung der Union bereitgestellt werden, um den Mitglied-
staaten Zugang zu zusitzlichen Kapazititen zu bieten, mit denen sich voriibergehende Engpisse in auflergewohn-
lichen Katastrophen, also solchen, die nach Art und Umfang iiber das normalerweise zu erwartende und zu anti-
zipierende Maf$ hinausgehen, bewiltigen lassen. Diese Kapazititen sind Teil des freiwilligen Pools fiir Einsitze im
Rahmen des Unionsverfahrens.

(9)  Das Ausbildungsprogramm des Unionsverfahrens stellt auch weiterhin ein wesentliches Element dar, um sicherzu-
stellen, dass das im Rahmen des Unionsverfahrens eingesetzte Personal fiir Katastrophenschutz und Notfallma-
nagement vorbereitet ist. Im Einklang mit dem Geltungsbereich gemifd Artikel 13 Absatz 1 des Beschlusses
Nr. 1313/2013/EU sollten dabei die Phasen Pravention, Vorsorge und Bewiltigung abgedeckt werden.

(10)  Das Ubungsprogramm des Unionsverfahrens sollte nach wie vor eine wesentliche Rolle fiir die praktische Vorbe-
reitung auf Einsdtze im Rahmen des Unionsverfahrens und die gemeinsame Erkenntnisauswertung aus Katastro-
phenschutzmafnahmen im Rahmen des Unionsverfahrens spielen. Das Ubungsprogramm sollte durch einen stra-
tegischen Rahmen, in dem die Ziele und Rollen bei Ubungen im Rahmen des Unionsverfahrens festgelegt sind,
sowie durch spezifische Priorititen im jihrlichen Arbeitsprogrammen begleitet werden.

(11)  Es sollte ein systematischer, gezielter und kohérenter Ansatz fir die Sammlung, Analyse, Verbreitung und Anwen-
dung von Erkenntnissen, unter Einbeziehung des gesamten Katastrophenmanagementzyklus, geschaffen werden.

(12) Im Rahmen des Unionsverfahrens sind klare Arbeitsverfahren fir die Katastrophenbewiltigung im Rahmen des
Verfahrens wichtig, um eine wirksame Hilfe im Katastrophenfall zu gewahrleisten, auch fur die gemif Artikel 16
Absatz 1 des Beschlusses Nr. 1313/2013/EU identifizierten einschldgigen internationalen Organisationen.

(13) Um ein Hochstmaf an Effektivitit und Effizienz des Unionsverfahrens zu gewihrleisten, sollten alle Hilfeersuchen
und -angebote so spezifisch wie moglich sein und alle notwendigen Informationen enthalten.

(14) Um eine wirksame Koordinierung der Hilfe zu gewihrleisten, sollte das ERCC seine Bewertungen des kritischen
Bedarfs und seine Empfehlungen fir Entsendungen aus dem freiwilligen Pool mit allen Mitgliedstaaten austau-
schen und angemessene Einsatzpline fur jedes Hilfeersuchen ausarbeiten. Die Auswahl der Kapazititen aus dem
freiwilligen Pool sollte auf spezifischen und objektiven Kriterien basieren, deren Rangfolge im Licht der jeweiligen
operationellen Anforderungen bewertet werden sollte.

(15) Um — soweit angemessen — die Reaktionszeiten im Rahmen des Unionsverfahrens zu verbessern, sollten die
Mitgliedstaaten die notwendigen Vorkehrungen fir den Einsatz ihrer im freiwilligen Pool registrierten Kapazititen
treffen.

(16) Die Verfiigbarkeit von technischen, Bewertungs- und Koordinationsexperten, einschlieflich Teamleiter, ist ein
wichtiger Bestandteil des Unionsverfahrens. Die Aufgaben und Funktionen der Experten und das Verfahren fiir
ihre Entsendung sollten festgelegt werden.
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(17)  Artikel 23 des Beschlusses Nr. 1313/2013/EU enthilt besondere Bestimmungen iiber Transportunterstiitzung im
Katastrophenfall mit dem Ziel, eine rasche und wirksame Reaktion mithilfe des Unionsverfahrens zu erleichtern.
Es sind die Regeln und Verfahren festzulegen, nach denen die Mitgliedstaaten bei der Union eine finanzielle Unter-
stittzung fiir den Transport ihrer Hilfe in die betroffenen Linder beantragen konnen und die Kommission diese
Antrige bearbeitet.

(18) Im Interesse von Transparenz, Kohdrenz und Wirksambkeit ist festzulegen, welche Angaben die Antrdge auf Trans-
portunterstiitzung sowie die diesbeziiglichen Antworten der Mitgliedstaaten und der Kommission enthalten miis-
sen.

(19) Kann eine finanzielle Unterstiitzung der Union gemifl dem Beschluss Nr. 1313/2013/EU geleistet werden, sollten
die Mitgliedstaaten die Wahl haben, entweder eine Finanzhilfe oder aber eine Transportleistung zu beantragen.

(20)  Die Entscheidungen 2004/277|EG, Euratom (*) und 2007/606/EG, Euratom (*) der Kommission sollten aufgeho-
ben werden.

(21)  Die in diesem Beschluss vorgesehenen Mafnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses fiir den Kata-
strophenschutz —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

KAPITEL 1
ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN
Artikel 1
Gegenstand

Mit diesem Beschluss werden Durchfithrungsbestimmungen fiir den Beschluss Nr. 1313/2013/EU im Hinblick auf fol-
gende Aspekte festgelegt:

a) die Interaktion des Zentrums fiir die Koordination von Notfallmafnahmen (,ERCC“) mit den Kontaktstellen der Mit-
gliedstaaten;

b) die Komponenten des gemeinsamen Kommunikations- und Informationssystems fiir Notfille (,CECIS“) sowie die
Organisation des Informationsaustauschs iiber CECIS;

¢) die Identifikation von Modulen, sonstigen Bewiltigungskapazititen und Experten sowie der operativen Anforderungen
an die Arbeitsweise und Interoperabilitit der Module, einschlieflich Aufgaben, Kapazititen, Hauptkomponenten,
Autarkie und Entsendung;

d) Kapazititsziele, Qualitdts- und Interoperabilititsanforderungen und das Zertifizierungs- und Registrierungsverfahren,
die fiir das Funktionieren der EERC notwendig sind, einschlieflich finanzieller Regelungen;

e) Identifizierung und Schliefung von Liicken in der EERC;
f) die Organisation des Ausbildungsprogramms, des Ubungsrahmens und des Programms zur Erkenntnisauswertung;

g) die operativen Verfahren fiir die Katastrophenbewiltigung innerhalb sowie auferhalb der Union, einschlieflich Identi-
fizierung einschligiger internationaler Organisationen;

h) das Verfahren fur die Entsendung der Expertenteams;

i) die Organisation von Unterstiitzung fur den Transport von Hilfe.

Artikel 2
Begriffsbestimmungen

Fiir die Zwecke dieses Beschlusses bezeichnet der Begriff

1. ,Hilfeersuchender” einen Mitgliedstaat oder ein Drittland, der oder das von einer Katastrophe oder einer bevorstehen-
den Katastrophe betroffen ist oder damit rechnen muss, sowie die Vereinten Nationen und ihre Einrichtungen sowie
andere einschldgige internationale Organisationen gemaf Anhang VII;

() Entscheidung 2004/277EG, Euratom der Kommission vom 29. Dezember 2003 mit Bestimmungen zur Durchfithrung der Entschei-
dung 2001/792/EG, Euratom des Rates iiber ein Gemeinschaftsverfahren zur Forderung einer verstirkten Zusammenarbeit bei Katastro-
phenschutzeinsitzen (ABL. L 87 vom 25.3.2004, S. 20).

(*) Entscheidung 2007/606/EG, Euratom der Kommission vom 8. August 2007 mit Durchfithrungsvorschriften zu den Transportbestim-
mungen der Entscheidung 2007/162/EG, Euratom des Rates zur Schaffung eines Finanzierungsinstruments fiir den Katastrophenschutz
(ABL L 241 vom 14.9.2007,S.17).
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2. ,Katastrophenhilfe* den Einsatz von Katastrophenschutzteams, Experten oder Modulen mit ihren Ausriistungen sowie
Hilfsgiitern oder Lieferungen zur Milderung der unmittelbaren Folgen einer Katastrophe;

3. ,Pufferkapazititen* Katastrophenbewiltigungskapazititen, deren Verfuigbarkeit und der rasche Zugriff darauf gemafS
Artikel 21 Absatz 2 Buchstabe d des Beschlusses Nr. 1313/2013/EU kofinanziert wird;

4. Einsatzteam® die personellen und materiellen Ressourcen, einschlielich Modulen, die ein oder mehrere Mitglied-
staaten fiir Katastrophenschutzeinsitze eingerichtet haben;

5. ,Team fur technische Hilfe und Unterstiitzung“ die von einem oder mehreren Mitgliedstaaten zur Wahrnehmung von
Unterstiitzungsaufgaben gemafl Anhang II gebildeten personellen und materiellen Ressourcen.

KAPITEL 2

ZENTRUM FUR DIE KOORDINATION VON NOTFALLMASSNAHMEN (EMERGENCY RESPONSE COORDINATION
CENTRE, ERCC)

Artikel 3
Interaktion des ERCC mit den Kontaktstellen der Mitgliedstaaten

(1) Jeder Mitgliedstaat benennt eine nationale Kontaktstelle fiir das ERCC, die rund um die Uhr und sieben Tage pro
Woche einsatzbereit ist. Die Benennung erfolgt iiber das ,Landerformular® gemaff Anhang I.

(2)  Das ERCC steht in stindiger Verbindung zu den Kontaktstellen der Mitgliedstaaten in Bezug auf seine laufenden
Aufgaben und die Bewiltigungsmaffnahmen gemdf dem vorliegenden Beschluss sowie dem Beschluss
Nr. 1313/2013/EU.

KAPITEL 3

GEMEINSAMES KOMMUNIKATIONS- UND INFORMATIONSSYSTEM FUR NOTFALLE (COMMON EMERGENCY COMMU-
NICATION AND INFORMATION SYSTEM, CECIS)

Artikel 4
Ebenen von CECIS

CECIS setzt sich aus drei Bestandteilen zusammen:

a) einer Netzebene, die die zustindigen Behorden und Kontaktstellen in den Mitgliedstaaten und das ERCC miteinander
verbindet;

b) einer Anwendungsebene, die aus Datenbanken und sonstigen Informationssystemen besteht, die fiir das Funktionieren
des Unionsmechanismus notwendig sind, insbesondere fiir

i) die Ubermittlung von Mitteilungen,

ii) die Sicherstellung von Kommunikation und Informationsaustausch zwischen dem ERCC und den zustindigen
Behorden und den Kontaktstellen,

iii) die Verbreitung der Erfahrungen aus Einsitzen;

¢) einer Sicherheitsebene, die Systeme, Regeln und Verfahren umfasst, die erforderlich sind, um die Authentizitit, Integri-
tat und Vertraulichkeit der in CECIS gespeicherten oder iiber CECIS ausgetauschten Daten zu gewahrleisten.

Artikel 5
Informationssicherheit

(1)  CECIS muss fihig sein, Dokumente, Datenbanken und Informationssysteme sicher iiber STESTA (Secure Trans
European Services for Telematics between Administrations — sichere Transeuropdische Telematikdienste zwischen Ver-
waltungen) oder ein dhnliches Netz zu handhaben.
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(2)  Dokumente und Informationen, die als ,EU CONFIDENTIAL® oder hoher eingestuft sind, werden nach besonderen
Vereinbarungen zwischen Absender und Empfinger(n) gemaf Beschluss 2001/844/EG, EGKS, Euratom (') tibermittelt.
Artikel 6
Informationen und Aktualisierung
(1)  Die Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission geeignete Angaben anhand des Linderformulars in Anhang L.

(2)  Die Mitgliedstaaten machen darin Angaben zu den Kontaktstellen und, sofern erforderlich, anderen Diensten, die
Natur-. technische und radiologische Katastrophen oder Umweltunfille einschlieflich unfallbedingter Meeresverschmut-
zung bewiltigen.

(3)  Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission unverziiglich {iber etwaige Anderungen der Angaben gemif den
Absitzen 1 und 2.

(4)  Die CECIS-Datenbank enthilt einen eigenen Abschnitt mit Informationen iiber die Registrierung und Verfugbarkeit
der Bewiltigungskapazititen in der EERC. Die Kommission gewihrleistet den stindigen Zugang der nationalen Katastro-
phenschutz-Kontaktstellen.

(5)  Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass der separate Abschnitt der CECIS-Datenbank stets auf dem aktuellen Stand
hinsichtlich Verfiigbarkeitsstatus und aller notwendigen Daten beziiglich der einschldgigen Charakteristika aller registrier-
ten Bewaltigungskapazititen in der EERC ist.

(6)  Soweit angebracht, gewihren die Mitgliedstaaten anderen einschldgigen nationalen Behorden Lesezugang zu
CECIS.

Artikel 7

CECIS-Benutzergruppe

Eine Benutzergruppe, deren Mitglieder von den Mitgliedstaaten benannt werden, wird eingerichtet; sie unterstiitzt die
Kommission bei der Validierung, Erprobung und Weiterentwicklung von CECIS.

Artikel 8

Umsetzung und Weiterentwicklung

(1)  Die Kommission verwaltet CECIS und entwickelt es weiter, dabei beriicksichtigt sie Bedarf und Anforderungen der
Mitgliedstaaten.

(2)  Die Mitgliedstaaten richten die entsprechende IT-Umgebung fiir CECIS auf ihrem Hoheitsgebiet in Ubereinstim-
mung mit den Verpflichtungen gemif dem Linderformular in Anhang I ein.

Artikel 9
CECIS-System fiir die Hilfe bei Meeresverschmutzung

(1)  Die Kommission stellt sicher, dass den Mitgliedstaaten und der Europdischen Agentur fiir die Sicherheit des Seever-
kehrs iiber das Internet eine spezielle CECIS-Anwendung zur Verfiigung gestellt wird, die die Besonderheiten einer Reak-
tion auf Zwischenfille auf See beriicksichtigt.

(2)  Die Anwendung steht iiber das Internet auch Drittlindern, die mit der Union ein Regionalmeer teilen, zur Verfii-
gung. Auch den Sekretariaten der einschldgigen regionalen Meeresiibereinkommen kann ad hoc Zugang gewihrt werden.

() Beschluss 2001/844/EG, EGKS, Euratom der Kommission vom 29. November 2001 zur Anderung ihrer Geschéftsordnung (ABL L 317,
vom 3.12.2001, S. 1).
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KAPITEL 4

MODULE, TEAMS FUR TECHNISCHE HILFE UND UNTERSTUTZUNG, ANDERE BEWALTIGUNGSKAPAZITATEN UND
EXPERTEN

Artikel 10

Registrierung von Modulen, Teams fiir technische Hilfe und Unterstiitzung sowie anderen Bewiltigungskapazi-
titen und Experten

(1)  Die Mitgliedstaaten registrieren ihre Module, Teams fiir technische Hilfe und Unterstiitzung, sonstige Bewaltigungs-
kapazititen und Experten, die gemaf§ Artikel 9 Absatz 6 des Beschlusses Nr. 1313/2013/EU, identifiziert wurden, in der
CECIS-Datenbank.

(2)  Die Module, Teams fiir technische Hilfe und Unterstiitzung, andere Bewiltigungskapazititen und Experten, die fir
die EERC bereitgehalten werden, werden in einem eigenen Abschnitt der CECIS-Datenbank registriert.

(3)  Die Angaben gemif8 den Absdtzen 1 und 2 werden erforderlichenfalls aktualisiert.

Artikel 11

Zusammensetzung von Modulen, Teams fiir technische Hilfe und Unterstiitzung, anderen Bewiltigungskapazi-
titen und Experten

(1)  Die Module und die Teams fiir technische Hilfe und Unterstiitzung konnen aus Ressourcen bestehen, die von
einem oder mehreren Mitgliedstaaten bereitgestellt werden.

(2)  Besteht ein Modul oder ein Team fiir technische Hilfe und Unterstiitzung aus mehreren Komponenten, so kann
sein jeweiliger Einsatz auf die dafiir notwendigen Komponenten beschrinkt werden.

Artikel 12
Autarkie der Module

(1)  Die folgenden Elemente der Autarkie gelten fiir die einzelnen Katastrophenschutzmodule gemifl Anhang II:
a) geeigneter Schutz vor der vorherrschenden Witterung;

b) Stromerzeugung und Beleuchtung fiir den Bedarf der Operationsbasis und der zur Erfillung des Auftrags nétigen
Ausriistung;

c) sanitdre Anlagen fiir das Personal des Katastrophenschutzmoduls;

d) Verfugbarkeit von Lebensmitteln und Wasser fiir das Personal des Moduls;

e) medizinische oder sanititsdienstliche Mitarbeiter, Einrichtungen und Vorrite fiir das Personal des Moduls;
f) Lagerung und Wartung der Ausriistung des Moduls;

g) Ausriistung fiir die Kommunikation mit den relevanten Partnern, vor allem mit den fiir die Koordination vor Ort
zustindigen Stellen;

h) Transport vor Ort;

i) Logistik, Ausriistung und Personal, die die Einrichtung einer Operationsbasis und den Beginn der Mission unverziig-
lich bei Eintreffen vor Ort ermdglichen.

(2)  Der Hilfe anbietende Mitgliedstaat tragt fiir die Erfullung der Anforderungen an die Autarkie durch folgende Ele-
mente Sorge:

a) Ausstattung des Moduls mit dem nétigen Personal, der notigen Ausriistung und den nétigen Verbrauchsgiitern;
b) die notigen Vorkehrungen am Einsatzort;

c) die notigen Vorkehrungen fiir die Kombination eines nicht autarken Einsatzteams mit einem Team fiir technische
Hilfe und Unterstiitzung, um die Anforderungen gemif8 Artikel 13 zu erfiillen, vor der Ubermittlung von Angaben
zum betreffenden Modul nach Artikel 10 Absatz 1.
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(3)  Der Zeitraum, fiir den die Autarkie bei Beginn der Mission zu gewahrleisten ist, darf nicht kiirzer sein als:
a) 96 Stunden oder

b) die in Anhang II festgelegten Zeitraume.

Artikel 13
Anforderungen an Module und Teams fiir technische Hilfe und Unterstiitzung
(1)  Die Module erfiillen die in Anhang II genannten allgemeinen Anforderungen.

(2)  Die Teams fir technische Hilfe und Unterstiitzung erfullen die in Anhang II genannten allgemeinen Anforderun-
gen.

(3)  Die allgemeinen Anforderungen in Anhang I werden von Zeit zu Zeit tiberpriift.

(4)  Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Malnahmen, um sicherzustellen, dass
a) die Module in der Lage sind, gemeinsam mit anderen Modulen zu agieren;

b) die Teams fiir technische Hilfe und Unterstiitzung in der Lage sind, gemeinsam mit anderen Teams fiir technische
Hilfe und Unterstiitzung und mit einschldgigen Akteuren vor Ort zu agieren;

¢) die Komponenten von Modulen in der Lage sind, zusammen als ein Modul zu agieren;

d) die Komponenten von Teams fiir technische Hilfe und Unterstiitzung in der Lage sind, zusammen als ein Team fiir
technische Hilfe und Unterstiitzung zu agieren;

e) die Module und Teams fiir technische Hilfe und Unterstiitzung bei Einsitzen auferhalb der Union in der Lage sind,
gemeinsam mit den internationalen Katastrophenbewiltigungseinrichtungen zu agieren, die den betroffenen Staat
unterstiitzen;

f) die Leiter der Katastrophenschutzmodule und der Teams fiir technische Hilfe und Unterstiitzung, ihre Stellvertreter
und Verbindungsbeamte an geeigneten Fortbildungskursen und Ubungen gemifl den Artikeln 26 bis 32 teilnehmen,
die die Kommission organisiert.

KAPITEL 5

ENTWICKLUNG DER EUROPAISCHEN NOTFALLBEWALTIGUNGSKAPAZITAT (EUROPEAN EMERGENCY RESPONSE
CAPACITY, EERC) IN FORM EINES FREIWILLIGEN POOLS

Artikel 14
Kapazititsziele
(1)  Die Kapazitdtsziele der EERC werden in Anhang III spezifiziert.

(2)  Die Kommission bewertet in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten die Angemessenheit der Kapazititsziele
mindestens alle zwei Jahre und passt diese erforderlichenfalls anhand der in nationalen Risikobewertungen oder in ande-
ren einschlidgigen nationalen oder internationalen Informationsquellen identifizierten Risiken an.

(3)  Die Mitgliedstaaten tibermitteln der Kommission einschldgige Informationen iiber Risiken, die bei der Bewertung
der Kapazititsziele zu beriicksichtigen sind.
Artikel 15
Qualitits- und Interoperabilititsanforderungen

(1)  Die in Anhang IV festgelegten Qualitdts- und Interoperabilititsanforderungen gelten fiir die Module, Teams fiir
technische Hilfe und Unterstiitzung, andere Bewiltigungskapazititen und Experten in der EERC.
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(2)  Die Kommission bewertet in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten die Eignung der Qualitidts- und Interopera-
bilititsanforderungen mindestens alle zwei Jahre und passt sie erforderlichenfalls an. Die Qualititsanforderungen beruhen
auf anerkannten internationalen Standards, wenn solche Standards bereits bestehen.

Artikel 16
Zertifizierungs- und Registrierungsverfahren

(1) Das in den Absitzen 2 bis 8 festgelegte Zertifizierungs- und Registrierungsverfahren ist anwendbar auf Module,
Teams fiir technische Hilfe und Unterstiitzung, andere Bewiltigungskapazititen und Experten in der EERC.

(2)  Zertifizierung und Registrierung erfolgen vorbehaltlich der Erfillung der Qualititsanforderungen in Anhang IV,
mit Ausnahme von Pufferkapazititen, fiir die Artikel 25 Absatz 3 gilt.

(3) Die Mitgliedstaaten, die ein spezifisches Modul, Team fiir technische Hilfe und Unterstiitzung, eine spezifische
andere Bewiltigungskapazitit oder einen spezifischen Experten fir die Aufnahme in die EERC anbieten, legen die in
Anhang V festgelegten Informationselemente vor.

(4)  Die Kommission priift, ob das Modul, Team fiir technische Hilfe und Unterstiitzung, die andere Bewaltigungskapa-
zitdt oder der Experte fiir eine Aufnahme in die EERC infrage kommt, und tibermittelt ihre Schlussfolgerungen unverziig-
lich dem betreffenden Mitgliedstaat. Bei dieser Priifung beriicksichtigt die Kommission insbesondere die Einhaltung der
Qualititsanforderungen, die Kapazitdtsziele, die Vollstindigkeit der vorgelegten Informationen, die geografische Nahe
und Beteiligung aller Mitgliedstaaten sowie andere relevante Faktoren, die sie vorab festlegt und die auf alle vergleichba-
ren Module, Teams fiir technische Hilfe und Unterstiitzung, andere Bewiltigungskapazititen oder Experten anwendbar
sind.

(5)  Sofern ein Modul, Team fiir technische Hilfe und Unterstiitzung, eine andere Bewiltigungskapazitit oder ein
Experte aufgrund der vorgelegten Informationen und weiterer Informationen, die die Kommission von der zustindigen
Behorde des Mitgliedstaats ggf. angefordert hat, fiir eine Aufnahme in die EERC infrage kommt, initiiert die Kommission
das Zertifizierungsverfahren. In Fillen, in denen die Kommission auf der Grundlage der verfiigbaren Informationen die
Qualitits- und Interoperabilititsanforderungen fiir erfillt halt, kann sie das Modul, das Team fiir technische Hilfe und
Unterstiitzung, die andere Bewiltigungskapazitdt oder den Experten im freiwilligen Pool registrieren.

(6)  Die Kommission {ibermittelt der einschlagigen Behorde des Mitgliedstaats ihre Bewertung der Anforderungen hin-
sichtlich Ausbildung, Ubungen und/oder Workshops sowie andere einschligige Bedingungen fur Zertifizierung und Re-
gistrierung.

(7)  Sofern alle Zertifizierungsbedingungen erfillt sind, erklirt die Kommission das Modul, das Team fiir technische
Hilfe und Unterstiitzung, die sonstige Bewaltigungskapazitit oder den Experten fiir EERC-zertifiziert und teilt dies dem
Mitgliedstaat mit.
(8)  Die Zertifizierung eines Moduls, eines Teams fiir technische Hilfe und Unterstiitzung, einer anderen Bewaltigungs-
kapazitdt oder eines Experten sollte spatestens nach drei Jahren tiberpriift werden, wenn die Ressource zur erneuten Re-
gistrierung in der EERC angemeldet wird.
(9) Die Kommission bewertet in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten die Angemessenheit des Zertifizierungs-
und Registrierungsverfahrens mindestens alle zwei Jahre und passt es erforderlichenfalls an.
Artikel 17

Finanzielle Regelung fiir Anpassungskosten
(1)  Mitgliedstaaten konnen eine Finanzhilfe fur die Anpassungskosten individuell pro Modul, Team fiir technische
Hilfe und Unterstiitzung oder sonstige Bewaltigungskapazitit beantragen, ohne dass die Kommission eine Aufforderung
zur Einreichung von Vorschldgen veroffentlicht. Anpassungskosten umfassen die in Artikel 21 Absatz 2 Buchstabe ¢ des

Beschlusses Nr. 1313/2013/EU festgelegten Kostenelemente.

(2)  Zur Begriindung des Antrags legen die Mitgliedstaaten der Kommission Umsetzungspldne fiir Anpassungskosten
vor, einschlieflich Kostenschitzungen und Zeitplinen.

(3)  Die Kommission priift und — sofern die entsprechenden Anforderungen erfullt sind — genehmigt die Umset-
zungspline gemifl Absatz 2 und gibt an, welche der genannten Kosten als Anpassungskosten forderfihig sind.

(4)  Nach Evaluierung des Antrags entscheidet die Kommission iiber die Gewahrung der Finanzhilfe.

(5)  Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission Einzelheiten der fiir die Anpassung angefallenen Kosten mit.
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KAPITEL 6
BESEITIGUNG VON LUCKEN IN DER BEWALTIGUNGSKAPAZITAT
Artikel 18
Uberwachung der Fortschritte im Hinblick auf die Kapazititsziele

Die Kommission iiberwacht, in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten, kontinuierlich die Fortschritte im Hinblick auf
die Kapazititsziele und beriicksichtigt dabei gemdfl Artikel 20 identifizierte Kapazititen, und sie informiert regelmifig
die Mitgliedstaaten iiber ihre Bewertung der Fortschritte. Die Kommission informiert die Mitgliedstaaten angemessen
detailliert iiber verbleibende Liicken in der Bewaltigungskapazitit.

Artikel 19
Verfahren zur Identifizierung von Liicken in der Bewiltigungskapazitiit

(1) Als Teil der Uberwachung der Fortschritte im Hinblick auf die Kapazititsziele bewertet die Kommission, in Zusam-
menarbeit mit den Mitgliedstaaten, die Unterschiede zwischen den in der EERC registrierten Kapazititen der Mitglied-
staaten und den Kapazitdtszielen in Anhang III.

(2) Die Kommission und die Mitgliedstaaten betrachten als der EERC gewidmete Kapazititen nur diejenigen, die
gemif Artikel 16 als von den Mitgliedstaaten der EERC bereitgestellt registriert sind.

Artikel 20
Verfahren zur Identifizierung von Bewiltigungskapazititen aulerhalb der EERC

(1)  Soweit die Kommission zusammen mit den Mitgliedstaaten potenziell signifikante Liicken in der Bewiltigungska-
pazitdt gemdf Artikel 19 dieses Beschlusses festgestellt hat, priift sie, in Ubereinstimmung mit Artikel 12 Absatz 2 des
Beschlusses Nr. 1313/2013/EU, gemeinsam mit den Mitgliedstaaten, ob die notwendigen Kapazititen auferhalb der
EERC verfiigbar sind.

(2)  Die Kommission betrachtet als aulerhalb der EERC verfiigbare Kapazititen ausschlieflich die folgenden:
a) in CECIS registrierte Kapazititen;
b) Pufferkapazititen; oder

¢) Kapazititen, die nicht unter vorstehende Buchstaben a oder b fallen, aber dem Mitgliedstaat bzw. den Mitgliedstaaten
ohne Weiteres im benotigten Umfang und am gewiinschten Ort sowie rechtzeitig und fiir die erforderliche Dauer
bereitgestellt werden konnen.

(3)  Zur Identifizierung der in Absatz 2 Buchstabe ¢ genannten Kapazititen richtet die Kommission eine Anfrage an
die nationalen Kontaktstellen, wobei sie die Einzelheiten der Bewertung moglicher signifikanter Liicken in der Bewilti-
gungskapazitit darlegt und die Mitgliedstaaten auffordert, Angaben zu auflerhalb der EERC verfiigbaren Kapazititen
gemdfl Absatz 2 Buchstabe ¢ vorzulegen.

(4)  Die Kommission legt in dieser Aufforderung eine Frist von bis zu 60 Tagen fiir die Antwort fest; die genaue Linge
der Frist hdngt von der erwarteten Komplexitit der Feststellung der in Absatz 2 genannten Kapazititen durch die Mit-
gliedstaaten ab.

(5)  Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission schriftlich innerhalb der festgesetzten Frist iiber die Einzelheiten
von Kapazititen gemaf Absatz 2.

(6)  Antwortet ein Mitgliedstaat nicht schriftlich innerhalb der Frist, geht die Kommission fiir die Zwecke der Bewer-
tung davon aus, dass in dem betreffenden Mitgliedstaat keine Kapazititen gemifd Absatz 2 verfiigbar sind.

(7)  Auf der Grundlage der von den Mitgliedstaaten iibermittelten Informationen und unter Beriicksichtigung nur der-
jenigen Kapazititen, die in Absatz 2 genannt sind, bewertet die Kommission, ob die genannten Kapazititen die Liicken
in der Bewiltigungskapazitit gemdfS Artikel 19 schlieen. Die Kommission stellt eine SchlieSung der Liicke nur dann fest,
wenn der Umfang der Kapazitdten innerhalb der EERC und der Kapazititen gemdff Absatz 2 zusammen mindestens den
Kapazititszielen in Anhang III entspricht.
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Artikel 21
Verfahren zum Umgang mit Liicken in der Bewiltigungskapazitit
(1)  Hat die Kommission gemeinsam mit den Mitgliedstaaten potenziell signifikante Liicken in der Bewiltigungskapazi-
tit gemdfl Artikel 19 festgestellt, die sich nicht gemdfl Artikel 20 schliefen lassen, unterrichtet sie die Mitgliedstaaten

schriftlich, wobei sie spezifiziert, was sie als strategische Liicken in der Bewiltigungskapazitit ansieht.

(2)  Die Kommission fordert die Mitgliedstaaten schriftlich auf, strategische Liicken in der Bewiltigungskapazitit gemafd
Artikel 12 Absatz 3 des Beschlusses Nr. 1313/2013/EU zu schliefen.

(3)  Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission mit, ob, wann und wie sie strategische Liicken in der Bewiltigungskapa-
zitdt entweder alleine oder durch Zusammenarbeit mit anderen Mitgliedstaaten anzugehen beabsichtigen.
Artikel 22
Unterstiitzung seitens der Kommission zur Schliefung strategischer Liicken in der Bewiltigungskapazitit
(1)  Ist eine finanzielle Unterstiitzung seitens der Union erforderlich, um strategische Liicken in der Bewaltigungskapa-
zitdt gemdfd Artikel 12 Absatz 3 und Artikel 21 Absatz 1 Buchstabe j des Beschlusses Nr. 1313/2013/EU zu schliefen,

veroffentlicht die Kommission eine Aufforderung zur Einreichung von Vorschligen zur Unterstiitzung der Mitglied-
staaten.

(2)  Bei der Antwort auf diese Aufforderung folgen die Mitgliedstaaten Artikel 21 Absatz 1 Buchstabe j Ziffern iii und
iv des Beschlusses Nr. 1313/2013/EU.

(3)  Die Mitgliedstaaten geben unter anderem den erforderlichen Prozentsatz der Kofinanzierung seitens der Union an.

Artikel 23

Forderfihige Kosten im Hinblick auf die Unterstiitzung zur SchlieBung von Liicken in der Bewiltigungskapazi-
tdt

(1)  Alle Kosten fiir Ausriistungen, Dienstleistungen oder Humanressourcen, die fiir die Schaffung der Bewiltigungska-
pazititen erforderlich sind, sind forderfihig.

(2)  Laufende Wartungs- oder Betriebskosten sind nicht férderfahig.

KAPITEL 7
UMGANG MIT VORUBERGEHENDEN ENGPASSEN BEI AUSSERGEWOHNLICHEN KATASTROPHEN
Artikel 24
Finanzierung

(1)  Die Kommission definiert im Jahresarbeitsprogramm allgemein die erforderlichen Arten und Mengen an Pufferka-
pazititen, wobei sie die Moglichkeit bestimmter Arten auRergewohnlicher Katastrophen in Mitgliedstaaten, auch in
aufergewohnlicher Intensitit, sowie andere Faktoren, die zum auflergewohnlichen Charakter einer Katastrophe beitragen,
beriicksichtigt, etwa das zeitliche Zusammentreffen mit einer anderen Katastrophe sowie das Potenzial voriibergehender
Engpisse in solchen Szenarios.

(2)  Die Kommission leitet regelmiflig die notwendigen finanziellen Verfahren zur Deckung der Kosten gemifl Arti-
kel 21 Absatz 2 Buchstabe d des Beschlusses Nr. 1313/2013/EU ein, um einen raschen Zugang zu den im Jahresarbeits-
programm festgelegten Pufferkapazititen zu gewahrleisten.

(3)  Von der Kommission kofinanzierte Pufferkapazititen ergdnzen die vorhandenen Bewiltigungskapazititen, die die
Mitgliedstaaten im Rahmen ihrer nationalen Vorsorge vorhalten; sie treten nicht an die Stelle solcher Bewiltigungskapazi-
taten.
Artikel 25
Bedingungen fiir den Finanzbeitrag der Union
(1)  Der Finanzbeitrag der Union wird unter der Voraussetzung geleistet, dass der Mitgliedstaat, der sich an den finan-

ziellen Verfahren gemafd Artikel 24 Absatz 2 beteiligt, die Bedingungen in den Absdtzen 2 bis 9 akzeptiert. Die Kommis-
sion kann in den finanziellen Verfahren weitere Bedingungen festlegen.
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(2)  Die Mitgliedstaaten stellen Pufferkapazititen als Teil des freiwilligen Pools bereit.

(3)  Pufferkapazititen miissen die Qualitits- und Zertifizierungsanforderungen gemifl den Finanzierungsverfahren in
Artikel 24 Absatz 2 erfiillen.

(4)  Pufferkapazititen werden im freiwilligen Pool fir die gesamte in den einschldgigen Rahmenvertrigen, Partner-
schaftsrahmenvereinbarungen oder dhnlichen Vereinbarungen festgelegte Dauer registriert. Alle von dem Mitgliedstaat
bzw. den Mitgliedstaaten, der oder die die Kapazititen registrieren, auferlegten Bedingungen und Beschrinkungen sind
durch einsatzbedingte Anforderungen ausreichend zu begriinden.

(5)  Pufferkapazititen kommen nicht fiir die in Artikel 17 beschriebene finanzielle Unterstiitzung infrage.

(6)  Die Kommission unterrichtet alle Mitgliedstaaten via CECIS unverziiglich tiber im freiwilligen Pool registrierte Puf-
ferkapazititen.

(7)  Gemif Artikel 11 des Beschlusses Nr. 1313/2013/EU stehen im freiwilligen Pool registrierte Pufferkapazititen fiir
Entsendungen im Rahmen des Unionsverfahrens unter denselben allgemeinen Bedingungen zur Verfiigung wie andere im
freiwilligen Pool registrierte Kapazititen.

(8)  Nach einem Hilfeersuchen iiber das ERCC folgt die Entsendung von im freiwilligen Pool registrierten Pufferkapazi-
titen den operativen Verfahren fiir die Katastrophenbewiltigung gemafd Kapitel 11.

(9)  Im freiwilligen Pool registrierte Pufferkapazititen stehen fiir eine inlindische Nutzung in den Mitgliedstaaten zur
Verfiigung, die die Verfiigbarkeit der Kapazititen kofinanziert haben. Vor einer inlindischen Nutzung konsultieren die
Mitgliedstaaten das ERCC, um sicherzugehen, dass:

i) nicht gleichzeitig eine aulergewdhnliche Katastrophe vorliegt oder droht, die eine Anforderung des Einsatzes der Puf-
ferkapazitit erforderlich machen konnte;

ii) die inlindische Nutzung nicht den raschen Zugang anderer Mitgliedstaaten im Falle neuer aufergewohnlicher Kata-
strophen beeintrichtigt.

KAPITEL 8
AUSBILDUNGSPROGRAMM
Artikel 26
Ausbildungsprogramm

(1) Es wird ein Ausbildungsprogramm geschaffen, das Katastrophenpravention, -vorsorge und -bewiltigung ein-
schliefSt. Das Programm schliefSt allgemeine und spezifische Kurse sowie ein System zum Expertenaustausch ein. Das Pro-
gramm richtet sich an die in Artikel 27 genannten Zielgruppen.

(2)  Die Kommission ist fiir die Koordinierung und Organisation und fiir die Festlegung von Inhalt und Zeitplan des
Ausbildungsprogramms zustindig.

Artikel 27
Teilnehmer

(1)  Zielgruppen des Ausbildungsprogramms sind:

a) Katastrophenschutz- und Notfallmanagementpersonal der Mitgliedstaaten, insbesondere Teamleiter, ihre Stellvertreter
und Verbindungsbeamte, Experten der Mitgliedstaaten gemafs Artikel 41, einschlieflich Praventions- und Vorsorgeex-
perten, sowie Schliisselpersonal nationaler Kontaktstellen;

b) Mitarbeiter der Institutionen und Agenturen der Union;

c) ausgewdhlte Experten aus den Lindern der Europiischen Nachbarschaftspolitik, Kandidatenlindern und potenziellen
Kandidatenldndern.
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(2)  Die Teilnahme an den Ausbildungsmafinahmen steht auferdem offen fiir ausgewihlte Experten
a) der Vereinten Nationen und ihrer Agenturen;

b) der in Anhang VII genannten internationalen Organisationen;

¢) aus Drittlindern und gegebenenfalls anderen relevanten Akteuren.

(3)  Die Mitgliedstaaten und die Kommission benennen ihre Teilnehmer fiir jede Ausbildungsveranstaltung.

Artikel 28
Ausbildung
(1)  Das Programm umfasst eine Reihe von Kursen auf Einfihrungs- und operationeller sowie Managementebene.

(2)  Die Kommission legt gemeinsam mit den Mitgliedstaaten Zahl, Inhalt, Lehrpline und Zeitpldne der Kurse fest, ein-
schliefSlich Zugangsanforderungen.

(3)  Die Kommission stellt sicher, dass Ausbilder und Vortragende bei den einschldgigen Entwicklungen des Unionsver-
fahrens auf dem neuesten Stand sind.
Artikel 29
Expertenaustausch

Das Austauschsystem umfasst den Austausch von Experten zwischen Mitgliedstaaten und/oder der Kommission, damit
die Experten

a) Erfahrungen sammeln und weitergeben konnen;
b) sich mit zahlreichen Techniken und operationellen Verfahren vertraut machen konnen;

¢) Konzepte anderer teilnehmender Notfalldienste und Einrichtungen studieren konnen.

Artikel 30
Zusitzliche Fortbildungsmafinahmen

Gegebenenfalls und gemdff dem Jahresarbeitsprogramm koénnen zusitzliche Fortbildungsmaoglichkeiten entsprechend
dem im Hinblick auf ein reibungsloses und effizientes Funktionieren der Katastrophenschutzeinsitze festgestellten Bedarf
angeboten werden.

Artikel 31

Evaluierungssystem

Die Kommission gewihrleistet die Kohdrenz von Ausbildungsniveau und -inhalt. Dazu schafft die Kommission ein Sys-
tem zur angemessenen Evaluierung der durchgefiihrten Fortbildungsmaffnahmen.

KAPITEL 9

UBUNGSRAHMEN
Artikel 32
Ubungsprogramm, strategischer Rahmen und Priorititen

(1)  Die Kommission schafft und betreibt ein Programm fuir Katastrophenschutziibungen.

(2)  Das Programm fiir Katastrophenschutziibungen wird durch einen strategischen Rahmen bestimmt, in dem die
Ziele und Rollen fiir Ubungen im Rahmen des Unionsverfahrens festgelegt sind.
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(3)  Das Ubungsprogramm zielt insbesondere ab auf Folgendes:

a) Verbesserung der Bewiltigungskapazitit der Mitgliedstaaten, insbesondere in Bezug auf Teams und andere Ressourcen,
die zu Unterstiitzungseinsitzen im Rahmen des Unionsverfahrens bereitgestellt werden;

b) Verbesserung und Uberpriifung der Verfahren und Entwicklung eines gemeinsamen Konzepts fiir die Koordinierung
von Unterstiitzungseinsitzen nach dem Unionsverfahren sowie Verkiirzung der Reaktionszeit bei schweren Katastro-
phen;

) Verbesserung der Kooperation zwischen den Katastrophenschutzdiensten der Mitgliedstaaten und der Kommission;
d) Identifizierung und Weitergabe von Erkenntnissen;
e) Erprobung der Umsetzung von Erkenntnissen.

(4)  Die allgemeinen Prioritéten des Ubungsprogramms werden in einem umfassenden Langzeitplan dargestellt. Dieser
schliet Elemente einschldgiger Katastrophenszenarios und entsprechender Fihigkeiten ein.

(5)  Die Kommission wird

a) den strategischen Rahmen und umfassenden Langzeitplan in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten entwickeln,
unter Beriicksichtigung des Programms ,Bisherige Erfahrungen® und anderer einschligiger Informationen;

b) die Ziele der Ubungen sowie deren Rolle im Verhiltnis zu anderen Komponenten des Unionsverfahrens festlegen; und

¢) jahrlich im Arbeitsprogramm einen Vorschlag fiir spezifische Ubungspriorititen in Ubereinstimmung mit dem umfas-
senden Langzeitplan vorlegen.

KAPITEL 10

PROGRAMM ,,BISHERIGE ERFAHRUNGEN*“
Artikel 33

Uberwachung, Analyse und Evaluierung

(1)  Die Kommission und die Mitgliedstaaten tauschen Daten, Informationen und Bewertungen aus, die fiir die Uber-
wachung, Analyse und Evaluierung aller relevanten Katastrophenschutzmafinahmen im Rahmen des Unionsverfahrens
notwendig sind.

(2) Die Kommission schafft und verwaltet eine Datenbank, die von den Mitgliedstaaten und der Kommission fiir
Sammlung und Austausch von Daten, Verbreitung von Erkenntnissen und Schaffung eines Uberblicks tiber den Stand
der Umsetzung dieser Erkenntnisse genutzt werden konnen.

(3)  Die Kommission erleichtert die Identifizierung von Erkenntnissen bei relevanten Akteuren, unter anderem durch
Organisation von Sitzungen.

Artikel 34
Forderung der Umsetzung

(1)  Die Kommission stellt sicher, dass Erkenntnisse, die die Kommission, die Mitgliedstaaten und einschlagige Akteure
identifiziert haben, in den Entscheidungsprozess zur Weiterentwicklung des Unionsverfahrens einfliefSen.

(2)  Insbesondere sollen neue Erkenntnisse beitragen zur Festlegung von:

a) Prioritaten des Ausbildungsprogramms, einschlieflich gegebenenfalls des Inhalts und der Lehrpline der Kurse, und
des Ubungsprogramms;

b) Prioritdten der jahrlichen Aufforderung zur Einreichung von Priventions- und Vorsorgeprojekten und
c) Prioritdten der Planung gemdf Artikel 10 des Beschlusses Nr. 1313/2013/EU.

(3)  Die Kommission berichtet regelmifig iiber das Programm ,Bisherige Erfahrungen®, einschlieflich einer Aufstellung
relevanter Erkenntnisse, geplanter Abhilfemafnahmen sowie von Zustandigkeiten und Fristen, sowie iiber den Stand der
Umsetzung.

(4)  Die Mitgliedstaaten berichten regelmifig iiber die Fortschritte bei der Umsetzung identifizierter Erkenntnisse, die
in ihre nationale Verantwortung fallen.
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KAPITEL 11
OPERATIVE VERFAHREN FUR DIE KATASTROPHENBEWALTIGUNG
Artikel 35
Hilfeersuchen und Bewiltigung

(1)  Wenn in der Union eine Katastrophe eingetreten ist oder einzutreten droht, ergreift die Kommission, nachdem ein
Hilfeersuchen via CECIS eingegangen ist, die in Artikel 15 Absatz 3 des Beschlusses Nr. 1313/2013/EU vorgesehenen
Mafinahmen.

(2)  Wenn auferhalb der Union eine Katastrophe eingetreten ist oder einzutreten droht, die Katastrophenhilfe notig
machen konnte, kann die Kommission das Drittland tiber die Moglichkeiten informieren, um Unterstiitzung im Rahmen
des Unionsverfahrens zu ersuchen.

(3)  Ein Mitgliedstaat oder Drittland, der bzw. das von einer eingetretenen oder drohenden Katastrophe betroffen ist,
richtet, wenn er oder es Unterstiitzung im Rahmen des Unionsverfahrens anfordern mochte, iiber die zustiandige natio-
nale Behorde ein schriftliches Ersuchen um Katastrophenhilfe an das ERCC. Wenn die Vereinten Nationen und ihre Ein-
richtungen oder eine der in Anhang VII genannten internationalen Organisationen Unterstiitzung im Rahmen des Unio-
nsverfahrens anfordern mochten, richten sie ein schriftliches Ersuchen um Katastrophenhilfe an das ERCC.

(4)  Der Hilfeersuchende stellt dem ERCC alle relevanten Angaben zur Lage, zum speziellen Bedarf, zur erbetenen
Unterstiitzung und zum Ort der Katastrophe zur Verfiigung.

(5)  Der Hilfeersuchende teilt dem ERCC den Zeitrahmen, den Eintrittspunkt und die geografische Position mit, an der
die Katastrophenhilfe benétigt wird, sowie die operative Kontaktstelle vor Ort, die den Einsatz organisiert.

(6)  Das ERCC erstellt nach Moglichkeit spezifische Entsendepldne fiir jedes Hilfeersuchen. Dazu gehoren Empfehlun-
gen fiir die Hilfeleistung, einschliefSlich Aufforderungen zur Entsendung der in der EERC registrierten Module, Teams fiir
technische Hilfe und Unterstiitzung, andere Bewiltigungskapazititen und Experten, sowie eine Einschitzung eines mogli-
chen kritischen Bedarfs. Spezifische Entsendepline folgen der Struktur und Beschreibung in Anhang VI und stiitzen sich
auf die allgemeinen vorab entwickelten Pline gemafl Artikel 15 Absatz 3 Buchstabe ¢ und Artikel 16 Absatz 3 Buch-
stabe b des Beschlusses Nr. 1313/2013/EU, die die wichtigsten Arten von Katastrophenrisiken abdecken und die in den
Risikobewertungen der Mitgliedstaaten identifizierten Risikoszenarios beriicksichtigen. Die spezifischen Entsendepline
werden allen Mitgliedstaaten tibermittelt.

(7)  Die nachstehenden Kriterien, deren Priorititenfolge von den Besonderheiten des Hilfeersuchens abhingen kann,
sind bei der Auswahl der Kapazititen in der EERC zu beriicksichtigen:

a) Verfugbarkeit;

b) Eignung;

) Ort/Nihe;

d) geschitzte Transportzeiten und -kosten;

e) bisherige Erfahrung;

f) frithere Nutzung der Ressource;

g) andere relevante Kriterien wie Sprachkapazititen, kulturelle Nihe.

(8)  Soweit nicht anders mit den Mitgliedstaaten vereinbart, fordert das ERCC die Mitgliedstaaten nicht auf, spezifische

Kapazititen aus der EERC in Gebieten einzusetzen, in denen ein bewaffneter Konflikt herrscht oder droht oder sonstige
Umstinde gegeben sind, die die Sicherheit der Teams infrage stellt.

(9)  Mitgliedstaaten, die um die Entsendung von Kapazitdten aus der EERC ersucht werden, teilen dem ERCC gemif§
Artikel 11 Absatz 7 des Beschlusses Nr. 1313/2013/EU ihre endgiiltige Entscheidung tiber eine Entsendung mit. Das
ERCC legt den Zeitrahmen fest, in dem der Mitgliedstaat grundsitzlich antworten sollte. Die Frist richtet sich nach der
Art der Katastrophe und liegt auf keinen Fall unter zwei Stunden.

(10)  Der Hilfeersuchende informiert das ERCC, welche Hilfeangebote er angenommen hat.
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(11)  Ist Hilfe fiir einen kritischen Bedarf erforderlich und steht diese Hilfe nicht oder nicht ausreichend in der EERC
zur Verfigung, informiert die Kommission unverziiglich iiber das CECIS alle nationalen Kontaktstellen iiber die gemaf§
Artikel 23 Absatz 3 Buchstabe b des Beschlusses Nr. 1313/2013/EU verfiigbare finanzielle Unterstiitzung der Union fiir
den Transport.

(12)  Das ERCC unterrichtet die Mitgliedstaaten dariiber, welche Einsatzteams und -mittel der Hilfeersuchende ausge-
wihlt hat. Mitgliedstaaten, die Unterstiitzung bereitstellen, halten das ERCC auf dem Laufenden iiber die Inmarschsetzung
der Einsatzteams und -mittel, einschlieflich aller Kapazitdten, die Teil der EERC sind.

(13) Die Kommission kann ein Expertenteam zur Unterstiitzung vor Ort gemdfl Artikel 17 des Beschlusses
Nr. 1313/2013/EU auswihlen, benennen und entsenden.

Artikel 36
Missionen von Experten

(1)  Die entsandten Experten fithren ihre Aufgaben gemdfd Artikel 8 Buchstabe d des Beschlusses Nr. 1313/2013/EU
durch. Sie erstatten den Behorden des um Hilfe ersuchenden Staates und dem ERCC regelmifSig Bericht.

(2)  Das ERCC hilt die Mitgliedstaaten tiber den Fortgang der Expertenmission auf dem Laufenden.
(3)  Die Hilfeersuchenden informieren das ERCC regelmafig iiber den Fortgang der Aktivititen vor Ort.

(4)  Bei Einsitzen in Drittlindern unterrichtet der Teamleiter das ERCC regelmifig {iber den Fortgang der Aktivititen
vor Ort.

(5)  Das ERCC stellt alle eingegangenen Informationen zusammen und iibermittelt sie an die Kontaktstellen der Mit-
gliedstaaten und ihre zustindigen Behorden.

Artikel 37
Beendigung des Einsatzes

(1)  Der um Hilfe ersuchende Staat oder einer der Unterstiitzung leistenden Mitgliedstaaten teilt dem ERCC sowie den
entsandten Experten und Einsatzteams so rasch wie mdglich mit, wenn sie der Ansicht sind, dass ihre Unterstiitzung
nicht langer benétigt wird oder nicht langer geleistet werden kann. Die Beendigung des Einsatzes wird in angemessener
Form durch den Hilfeersuchenden und die Mitgliedstaaten organisiert. Das ERCC wird dariiber auf dem Laufenden gehal-
ten.

(2)  In Drittlindern meldet der Teamleiter so rasch wie moglich dem ERCC, wenn er/sie nach angemessener Konsulta-
tion mit dem Hilfeersuchenden der Ansicht ist, dass die Hilfe nicht linger benotigt wird oder Umstinde bestehen, die
eine wirksame Hilfeleistung verhindern. Das ERCC iibermittelt die Informationen der Unionsdelegation in dem betreffen-
den Land sowie den entsprechenden Kommissionsdienststellen, dem EAD und den Mitgliedstaaten. Das ERCC stellt in
Abstimmung mit dem Hilfeersuchenden die geordnete Riickfithrung entsandter Experten und Einsatzteams sicher.

Artikel 38

Berichterstattung und Erkenntnisse

(1)  Die zustindigen Behorden des Hilfeersuchenden und der Mitgliedstaaten, die Hilfe geleistet haben, sowie die ent-
sandten Experten haben die Moglichkeit, ihre Schlussfolgerungen zu allen Aspekten des Einsatzes dem ERCC zu prisen-
tieren. Das ERCC erstellt einen zusammenfassenden Bericht iiber den Hilfeeinsatz und die relevanten Erkenntnisse.

(2)  Zusitzlich zu den Bestimmungen in den Artikeln 33 und 34 beobachtet das ERCC gemeinsam mit den Mitglied-
staaten die Umsetzung von Erkenntnissen im Hinblick auf die Verbesserung der Hilfeeinsdtze im Rahmen des Unionsver-
fahrens.
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Artikel 39
Kosten

(1)  Falls keine anderslautende Vereinbarung besteht, werden die Kosten der von den Mitgliedstaaten geleisteten Hilfe
von dem Hilfeersuchenden getragen.

(2)  Jeder hilfeleistende Mitgliedstaat kann unter Beriicksichtigung der Art der Katastrophe und des Ausmafes der
Schiden seine Hilfe ganz oder teilweise kostenlos anbieten. Der Mitgliedstaat kann ferner jederzeit auf die Erstattung sei-
ner Kosten ganz oder teilweise verzichten.

(3)  Soweit nicht anders vereinbart, erleichtert fiir die Dauer des Einsatzes der Hilfeersuchende Unterbringung und Ver-
pflegung fiir die Unterstiitzungsteams und stellt Verbrauchsgiiter und Verpflegung kostenlos zur Verfiigung. Gleichwohl
werden die Einsatzteams anfinglich fur einen vertretbaren Zeitraum, je nach den genutzten Einsatzmitteln, logistisch
unabhingig und autark sein und das ERCC entsprechend unterrichten.

(4)  Die Kosten fiir die Entsendung von Experten und fiir einschlagige logistische Unterstiitzung werden gemafy Arti-

kel 22 Buchstabe a des Beschlusses Nr. 1313/2013/EU gehandhabt. Diese Kosten kommen fiir eine Forderung durch die
Union in Betracht.

Artikel 40
Entschidigung

(1)  Um Hilfe ersuchende Mitgliedstaaten verzichten darauf, bei Schiden Entschiddigung von anderen Mitgliedstaaten
einzufordern, wenn diese Schiden im Zusammenhang mit Hilfeeinsdtzen im Rahmen des Unionsverfahrens entstanden
sind, es sei denn, sie sind erwiesenermaflen auf Betrug oder schwere Verfehlungen zuriickzufiihren.
(2)  Bei Schiden, die Dritten infolge der Hilfseinsitze entstanden sind, arb__eiten der um Hilfe ersuchende Mitgliedstaat
und der Hilfe leistende Mitgliedstaat zusammen, um die Entschiddigung in Ubereinstimmung mit geltendem Recht und
einschldgigen Rahmenbedingungen zu erleichtern.

KAPITEL 12

ENTSENDUNG VON EXPERTENTEAMS
Artikel 41

Expertenkategorien

Die Mitgliedstaaten stufen die Experten in folgende Kategorien ein:
a) technische Experten,

b) Evaluierungsexperten,

¢) Koordinierungsexperten,

d) Teamleiter.

Artikel 42
Aufgaben und Funktionen

(1)  Die technischen Experten sind im Hinblick auf spezielle, hochtechnische Aspekte und Risiken beratend titig und
stehen fur Missionen zur Verfiigung.

(2)  Die Evaluierungsexperten konnen eine Lagebeurteilung vornehmen sowie Beratung hinsichtlich der angemessenen
Reaktion leisten und stehen fiir Missionen zur Verfiigung.

(3)  Zu den Koordinierungsexperten konnen stellvertretende Teamleiter, Verantwortliche fiir Logistik und Kommunika-
tion sowie weiteres erforderliches Personal gehoren. Auf Ersuchen konnten die technischen Experten und die Evaluie-
rungsexperten in das Koordinierungsteam eingegliedert werden, um den Teamleiter wihrend der gesamten Dauer der
Mission zu unterstiitzen.
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(4)  Der Teamleiter ist wihrend eines Einsatzes vor allem fiir die Leitung des Evaluierungs- und Koordinierungsteams
zustindig. Er[sie hilt Kontakt zu den Behorden des betroffenen Landes, zum ERCC einschlieBlich ERCC-Verbindungsbe-
amten, zu anderen internationalen Organisationen und im Fall von Katastrophenschutzeinsitzen auflerhalb der Mitglied-
staaten im Rahmen des Unionsverfahrens auch zu der Delegation der Union in dem betreffenden Land.

(5)  Experten, die auf Vorsorgemissionen entsandt werden, konnen von der Kommission in Abstimmung mit ihrem
benennenden Mitgliedstaat mit jeder der in Artikel 41 genannten Funktionen betraut werden und miissen in der Lage
sein, Ratschldge zu angemessenen Vorsorgemafnahmen zu erteilen bzw. dariiber Bericht zu erstatten, einschlieSlich Ver-
waltungskapazitit, Bedarf an Friihwarnung, Fortbildung, Ubungen und Sensibilisierung.

(6)  Experten, die auf Priaventionsmissionen entsandt werden, konnen von der Kommission in Abstimmung mit ihrem
benennenden Mitgliedstaat mit jeder der in Artikel 41 genannten Funktionen betraut werden und miissen in der Lage
sein, Ratschldge zu angemessenen Priventionsmafnahmen und zur Risikomanagementfahigkeit zu erteilen bzw. dariiber
Bericht zu erstatten.

Artikel 43

Experten-Datenbank

(1)  Die Angaben zu den Experten werden von der Kommission in einer ,Experten-Datenbank“ zusammengefasst und
sind tiber CECIS verfiigbar.

(2)  In der EERC registrierte Experten werden in der Datenbank gemifd Absatz 1 speziell identifiziert.

Artikel 44
Ausbildungsanforderungen

Soweit erforderlich nehmen die Experten an dem gemaf$ Artikel 26 durchgefithrten Fortbildungsprogramm: teil.

Artikel 45
Benennung

Im Fall von Hilfeersuchen sind die Mitgliedstaaten dafiir zustindig, die verfiigbaren Experten zu benennen und deren
Kontaktdaten dem ERCC mitzuteilen.

Artikel 46
Mobilisierung und Dienstleistungsvereinbarung

(1)  Das ERCC ist in der Lage, die benannten Experten, nachdem diese von den Mitgliedstaaten fiir die jeweilige Mission
benannt wurden, sehr kurzfristig zu mobilisieren und zu entsenden.

(2)  Die Kommission unterzeichnet mit jedem Experten eine Dienstleistungsvereinbarung, die Folgendes umfasst:
a) Ziele der Mission,

b) Mandat,

¢) voraussichtliche Dauer der Mission,

d) Angaben zur Kontaktperson vor Ort,

e) Versicherungsdeckung,

f) Tagegeld zur Deckung der Ausgaben,
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g) spezifische Zahlungsbedingungen,

h) Leitlinien fur technische Experten, Evaluierungsexperten, Koordinierungsexperten und Teamleiter.

KAPITEL 13

TRANSPORTUNTERSTUTZUNG
Artikel 47
Formen der Transportunterstiitzung

Transportunterstiitzung kann in folgenden Formen erfolgen:
a) Pooling oder gemeinsame Nutzung von Transportkapazititen;

b) Identifizierung von und Erleichterung des Zugangs der Mitgliedstaaten zu Transportressourcen auf dem freien Markt
oder von anderen Quellen; oder

¢) Unterstiitzung seitens der Union fiir die Mitgliedstaaten durch Finanzhilfen oder durch von privaten oder anderen
Stellen beschaffte Transportleistungen.

Artikel 48
Verfahren fiir die Transportunterstiitzung im Rahmen des Unionsverfahrens
(1)  Beijedem Ersuchen um Transportunterstiitzung gelten die in den Artikeln 49 und 50 vorgesehenen Verfahren.

(2)  Die Ersuchen sind von der zustindigen Behorde gemif8 Artikel 56 schriftlich an die Kommission zu richten. Sie
enthalten die Angaben gemifl Anhang VIII Teil A.

(3)  Beim Poolen von Transportkapazititen kann ein Mitgliedstaat die filhrende Rolle iibernehmen und finanzielle
Unterstiitzung der Union fiir den gesamten Vorgang beantragen.

(4)  Alle Ersuchen um Transportunterstiitzung gemafs diesem Beschluss und die Antworten darauf sowie der Informa-
tionsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission sind iiber das ERCC zu leiten und von diesem zu bear-
beiten.

(5)  Ersuchen sind iiber CECIS oder per E-Mail zu iibermitteln. Die Ubermittlung von Ersuchen um eine Finanzierung
durch die Union per CECIS, Fax oder E-Mail ist zuldssig, sofern der Kommission die von den zustindigen Behorden
unterzeichneten Originale unverziiglich nachgereicht werden.

(6) Die Kommission kann jedoch gemif8 Artikel 179 der delegierten Verordnung (EU) Nr. 1268/2012 der Kommis-
sion (') ein elektronisches Austauschsystem fiir jeglichen Austausch mit den Empfingern sowie fiir den Abschluss von
Finanzhilfevereinbarungen, die Bekanntgabe von Finanzhilfebeschliissen und jeglicher Anderungen daran einrichten.

Artikel 49
Ersuchen um Transportunterstiitzung

(1)  Die Kommission unterrichtet unverziiglich nach Eingang eines Ersuchens um Transportunterstiitzung die von den
Mitgliedstaaten gemifl Artikel 9 Absatz 7 des Beschlusses Nr. 1313/2013/EU benannten Kontaktstellen.

(2)  Bei dieser Unterrichtung kann die Kommission, soweit angebracht, die Mitgliedstaaten auffordern, ihr Einzelheiten
der Transportressourcen, die sie dem um Unterstiitzung ersuchenden Mitgliedstaat bereitstellen konnen, oder andere
Losungen mitzuteilen, die sie im Hinblick auf den Bedarf des betroffenen Landes vorschlagen kénnen. Die Kommission
kann eine Frist fiir die Bereitstellung dieser Informationen festlegen.

(3)  Nach Unterrichtung der Kontaktstellen durch die Kommission gemif Absatz 1 kommt die angeforderte Transport-
unterstiitzung fiir eine Kofinanzierung seitens der Union in Frage, unbeschadet des Artikels 53.

(") Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1268/2012 der Kommission vom 29. Oktober 2012 iiber die Anwendungsbestimmungen fiir die Ver-
ordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates iiber die Haushaltsordnung fiir den Gesamthaushalts-
plan der Union (ABL. L 362 vom 31.12.2012, S. 1).
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Artikel 50
Antworten auf Ersuchen um Transportunterstiitzung

(1)  Mitgliedstaaten, die Transportunterstiitzung bereitstellen konnen, informieren die Kommission schnellstmoglich,
auf jeden Fall innerhalb von 24 Stunden nach Eingang der Mitteilung gemif8 Artikel 49, soweit in dieser nicht anders
angegeben, iiber die Transportressourcen, die sie auf freiwilliger Basis als Reaktion auf ein Ersuchen um Unterstiitzung
fir Pooling oder die Identifizierung von Transportressourcen bereitstellen konnen. Diese Information enthilt die in
Anhang VIII Teil B vorgesehenen Elemente sowie Informationen tiber finanzielle Bedingungen oder etwaige andere Ein-
schrankungen.

(2)  Die Kommission stellt die Angaben zu den verfiigbaren Transportressourcen zusammen und iibermittelt sie so
schnell wie moglich dem um Unterstiitzung ersuchenden Mitgliedstaat.

(3) Ergdnzend zu den in Absatz 2 genannten Informationen iibermittelt die Kommission den Mitgliedstaaten alle
anderen ihr vorliegenden Informationen iiber Transportressourcen, die anderweitig verfiigbar sind, und erleichtert den
Mitgliedstaaten den Zugang zu diesen zusitzlichen Ressourcen.

(4)  Der um Unterstiitzung ersuchende Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission tiber die von ihm gewdhlten Trans-
portlosungen und setzt sich mit den Mitgliedstaaten, die diese Unterstiitzung leisten, oder mit dem entsprechenden von
der Kommission ermittelten Marktteilnehmer in Verbindung.

(5)  Die Kommission informiert alle Mitgliedstaaten iiber die Wahl, die der um Unterstiitzung ersuchende Mitgliedstaat
getroffen hat. Dieser unterrichtet die Kommission laufend tiber den Stand seiner Katastrophenbhilfe.

Artikel 51
Antrag auf Finanzhilfe

(1)  Wurde eine mogliche Transportlosung ermittelt, ist aber fiir den Transport der Katastrophenhilfe eine Finanzierung
durch die Union erforderlich, kann der Mitgliedstaat bei der Union eine Finanzhilfe beantragen.

(2)  Der Mitgliedstaat gibt in diesem Antrag den Anteil der Unionskofinanzierung an, der nicht iiber 55 % der forderfa-
higen Kosten fiir Transportmafinahmen gemafl Artikel 23 Absatz 2 des Beschlusses Nr. 1313/2013/EU bzw. nicht iiber
85 % der forderfahigen Kosten fiir Transportmafinahmen gemafl Artikel 23 Absatz 3 Buchstaben a und b des Beschlusses
Nr. 1313/2013/EU liegen darf. Die Kommission unterrichtet alle Mitgliedstaaten umgehend von dem Antrag.

(3) Die Kommission kann Rahmenpartnerschaften mit den relevanten zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten
gemdfd Artikel 178 der delegierten Verordnung (EU) Nr. 1268/2012 einrichten.

Artikel 52
Ersuchen um eine Transportleistung

(1)  In Fillen, in denen der die Transportunterstiitzung beantragende Mitgliedstaat keine Transportlosung identifiziert
hat, kann er die Kommission ersuchen, mit einem privaten Anbieter oder anderen Einrichtungen einen Vertrag iiber eine
Transportleistung zu schliefen, um die Katastrophenhilfe in das betroffene Land befordern zu lassen.

(2)  Nach Erhalt des Ersuchens gemifl Absatz 1 setzt die Kommission alle Mitgliedstaaten umgehend hiervon in Kennt-
nis und informiert den Mitgliedstaat, der die Transportleistung beantragt, iiber alle verfugbaren Transportlosungen und
deren Kosten.

(3)  Auf der Grundlage des Informationsaustauschs gemafl den Absitzen 1 und 2 bestitigt der Mitgliedstaat schriftlich
sein Ersuchen um eine Transportleistung sowie seine Verpflichtung, an die Kommission eine Riickzahlung gemifl den
Bestimmungen des Artikels 54 zu leisten. Der Mitgliedstaat teilt dabei mit, welchen Prozentsatz der Kosten er zuriickzah-
len wird. Dieser Prozentsatz darf nicht unter 45 % fiir Transportmaffnahmen gemif Artikel 23 Absatz 2 des Beschlusses
Nr. 1313/2013/EU und nicht unter 15 % fiir Transportmafinahmen gemifS Artikel 23 Absatz 3 Buchstaben a und b des
Beschlusses Nr. 1313/2013/EU liegen.

(4)  Der Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission unverziiglich iiber alle Anderungen am Ersuchen um eine Trans-
portleistung.
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Artikel 53
Beschluss iiber eine Unionsfinanzierung fiir eine Transportunterstiitzung

(1)  Far die Feststellung, ob die Kriterien gemafl Artikel 23 Absatz 1 Buchstabe d des Beschlusses Nr. 1313/2013/EU
und die Grundsitze der Wirtschaftlichkeit, Effizienz und Effektivitit gemifS der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012
des Europdischen Parlaments und des Rates (') erfiillt sind, wird Folgendes berticksichtigt:

a) die im Antrag des Mitgliedstaats auf eine Unionsfinanzierung enthaltenen Angaben gemifl Artikel 48 Absatz 2;
b) der vom betroffenen Land gedufSerte Bedarf;
c) die Bedarfsbewertungen der Experten, die wihrend der Katastrophe der Kommission Bericht erstatten;

d) sonstige sachdienliche und zuverlissige Informationen der Mitgliedstaaten und internationaler Organisationen, die der
Kommission zum Zeitpunkt des Beschlusses vorliegen;

e) die Effizienz und Effektivitit von Transportlosungen zur zeitgerechten Bereitstellung der Katastrophenbhilfe;
f) die Moglichkeit einer lokalen Beschaffung;
g) sonstige Mafnahmen der Kommission.

(2)  Die Mitgliedstaaten iibermitteln alle weiteren Angaben, die erforderlich sind, um die Einhaltung der Kriterien in
Artikel 23 Absatz 1 Buchstabe d des Beschlusses Nr. 1313/2013/EU zu bewerten. Sie informieren die Kommission so
bald wie moglich nach Erhalt des entsprechenden Auskunftsersuchens der Kommission.

(3) Die Kommission nennt die zu zahlende Vorfinanzierung, die bis zu 85 % des beantragten Finanzbeitrags der
Union betragen kann, vorbehaltlich der Verfugbarkeit von Haushaltsmitteln. Eine Vorfinanzierung ist nicht maéglich fiir
Finanzhilfen unterhalb der Schwelle fir Finanzhilfen mit geringem Wert gemaf8 Artikel 185 der delegierten Verordnung
(EU) Nr. 1268/2012, es sei denn, der die finanzielle Unterstiitzung beantragende Mitgliedstaat kann nachweisen, dass
ohne Vorfinanzierung die Durchfithrung der Mafnahmen gefdhrdet wire.

(4)  Der Finanzierungsbeschluss wird dem Mitgliedstaat, der diese finanzielle Unterstiitzung beantragt hat, umgehend
mitgeteilt. Er wird auch allen anderen Mitgliedstaaten mitgeteilt.

(5)  Einzelantrdge auf Finanzhilfe, bei denen der beantragte Beitrag der Union unter 2 500 EUR liegt, kommen fiir eine
Kofinanzierung durch die Union nicht infrage, es sei denn, sie sind durch die Rahmenpartnerschaften gemifl Artikel 51
Absatz 3 abgedeckt.

Artikel 54
Erstattung der Unionsfinanzierung fiir eine Transportunterstiitzung

Fir die der Kommission im Rahmen des Verfahrens nach Artikel 52 entstandenen Kosten erteilt die Kommission inner-
halb von 90 Tagen nach Abschluss der Transportmafinahme, fir die eine finanzielle Unterstiitzung der Union gewahrt
wurde, gegeniiber den Mitgliedstaaten, die die betreffende Unionsfinanzierung erhalten haben, eine Einziehungsanord-
nung iiber einen Betrag, der den Bestimmungen des Beschlusses der Kommission iiber den Antrag auf eine Transportleis-
tung entspricht und sich auf mindestens 15 % der Transportkosten fiir Transportmafinahmen gemafs Artikel 23 Absatz 3
des Beschlusses Nr. 1313/2013/EU bzw. 45 % fir Transportmafnahmen gemif Artikel 23 Absatz 2 des Beschlusses
Nr. 1313/2013/EU belauft.

Artikel 55
Entschidigung

Der Mitgliedstaat, der um eine Transportunterstiitzung ersucht hat, verzichtet gegeniiber der Gemeinschaft auf jegliche
Entschddigung fir Schiden an seinem Eigentum oder Schiden fiir sein Personal, wenn diese Schidden infolge der Trans-
portunterstiitzung im Sinne dieses Beschlusses entstanden sind, es sei denn, sie sind erwiesenermaflen auf Betrug oder
schwere Verfehlungen zuriickzufithren.

() Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 iiber die Haushaltsordnung
fiir den Gesamthaushaltsplan der Union und zur Authebung der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates (ABL L 298 vom
26.10.2012, 8. 1).
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Artikel 56
Benennung der zustindigen Behorden
Die Mitgliedstaaten benennen die zustindigen Behorden, die befugt sind, bei der Kommission in Anwendung dieses
Beschlusses eine finanzielle Unterstiitzung zu beantragen und entgegenzunehmen, und teilen sie der Kommission binnen
60 Tagen nach Bekanntgabe dieses Beschlusses mit. Alle Anderungen dieser Angaben sind der Kommission unverziiglich

mitzuteilen.

Die Meldung der zustindigen Behorden seitens der Mitgliedstaaten gemaf Artikel 12 der Entscheidung 2007/606/EG,
Euratom bleibt giiltig, solange der betreffende Mitgliedstaat keine Anderung meldet.

KAPITEL 14
SCHLUSSBESTIMMUNGEN
Artikel 57
Aufhebung
Die Entscheidungen 2004/277/EG, Euratom und 2007/606/EG, Euratom werden aufgehoben. Verweise auf die aufgeho-

benen Entscheidungen gelten als Verweise auf den vorliegenden Beschluss nach Maflgabe der Entsprechungstabelle in
Anhang IX.

Artikel 58
Adressaten

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Briissel, den 16. Oktober 2014

Fiir die Kommission
Kristalina GEORGIEVA

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

CECIS

Landerformular (Land) fiir die Beteiligung am Gemeinsamen
Kommunikations- und Informationssystem fiir Notfille (CECIS) gemaR Artikel 8 Buchstabe b des

Beschlusses Nr. 1313/2013/EU der Europdischen Parlaments und des Rates

Zustandige nationale Behorde:

Mitglied des Verwaltungs- und Regulierungsausschusses

Vorname Nachname

Anschrift StraRe: Stadt:
Postleitzahl:

Telefon: Fax E-Mail:

(fur stellvertretende Mitglieder bitte ebenfalls ausfillen)

Angaben zu dem/den Standort(en) der mit CECIS zu verbindenden Kontaktstelle(n)

Einrichtung
Stralle
Stadt

Postleitzahl

Betriebsdienstleiter der Ansprechpartner flur Lokaler
Kontaktstellenorganisation technische Fragen Sicherheitsbeauftragter fur die
Registrierung

Name

Vorname

Telefon

Fax
E-Mail

(Bei mehreren Standorten entsprechende Zeilen hinzufligen)

Die Kommission ubermittelt der zustandigen nationalen Behorde schriftlich alle anderen einschléagigen
technischen Spezifikationen.
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VEREINBARUNG
Wir stimmen dem Vorstehenden zu und verpflichten uns:

— der Europaischen Kommission alle erforderlichen Informationen und Unterstiitzung im Rahmen des
weiteren Ausbaus und Aufbaus von CECIS bereitzustellen;

— die Verfligbarkeit der notwendigen Haushaltsmittel fiir den Betrieb der Verbindung sicherzustellen.

Mitglied des Verwaltungs- und Regelungsausschusses

(Unterschrift)

(Datum)

Generaldirektor(in):

(Unterschrift)

(Datum)

Senden Sie bitte eine unterschriebene Kopie per Papierpost oder Telefax an die Europdische Kommission,
GD ECHO.B.1 Notfallabwehr, auRerdem per E-Mail an ECHO-ERCC@ec.europa.eu.
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ANHANG II

ALLGEMEINE ANFORDERUNGEN AN MODULE UND TEAMS FUR TECHNISCHE HILFE UND
UNTERSTUTZUNG

1. Hochleistungspumpen

Aufgaben — Pumparbeiten

— in Uberschwemmungsgebieten;
— zur Unterstiitzung der Brandbekdmpfung durch Bereitstellung von Wasser.

Kapazititen — Pumparbeiten mit mobilen Pumpen mittlerer und hoher Leistung

— mit einer Gesamtleistung von mindestens 1 000 m3/Stunde
— und einer geringeren Leistung bei einer Férderhéhe von 40 m.

— Fahigkeit,
— in schwer zuginglichem Gebiet und Gelidnde zu arbeiten;

— tritbes Wasser mit hochstens 5 Prozent Feststoffen einer Partikelgroffe von bis zu
40 mm zu fordern;

— Wasser einer Temperatur von bis zu 40 °C in lingerem Betrieb zu fordern;
— Wasser iiber eine Entfernung von 1 000 m bereitzustellen.

Hauptkomponenten — Pumpen mittlerer und hoher Leistung.

— Schlduche und Kupplungen, die unterschiedlichen Standards, einschlieflich Storz-Stan-
dard, entsprechen.

— Ausreichend Personal zur Erfilllung der Aufgabe, notigenfalls auf kontinuierlicher Basis.

Autarkie — Es gilt Artikel 12.

Entsendung — Startbereit spitestens 12 Stunden nach Annahme des Hilfeangebots.
— Vorgesehene Einsatzdauer: bis zu 21 Tage.

2. Wasseraufbereitung

Aufgaben — Bereitstellung von Trinkwasser aus Oberflichengewissern nach den anwendbaren Nor-
men, mindestens nach WHO-Standards.

— Durchfithrung von Wasserqualitdtskontrollen an den fiir die Aufbereitungsanlagen vorge-
sehenen Entnahmestellen.

Kapazitdten — Aufbereitung von 225 000 Litern Wasser pro Tag.
— Speicherkapazitit entsprechend der halben Tagesleistung.

Hauptkomponenten — Mobile Wasseraufbereitungsanlage.

— Mobiler Wassertank.

— Mobiles Feldlaboratorium.

— Kupplungen, die unterschiedlichen Standards, einschlieflich Storz-Standard, entsprechen.
— Ausreichend Personal zur Erfiillung der Aufgabe, nétigenfalls auf stindiger Basis.
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Autarkie — Es gilt Artikel 12.

Entsendung — Startbereit spitestens 12 Stunden nach Annahme des Hilfeangebots.
— Vorgesehene Einsatzdauer: bis zu 12 Wochen.

3. Suche und Rettung in Stidten unter mittelschweren Bedingungen

Aufgaben — Suche nach sowie Ortung und Rettung von Opfern (') und Verschiitteten (z. B. unter
Triimmern oder bei Verkehrsunfillen).

— Erforderlichenfalls lebensrettende Erste Hilfe bis zur Ubergabe zur weiteren Behandlung.

Kapazititen — Das Modul sollte die folgenden Aufgaben erfiillen konnen, unter Beriicksichtigung aner-
kannter internationaler Richtlinien wie der INSARAG(Internationale Beratungsgruppe fiir
Such- und Rettungsdienste)-Richtlinien:

— Suche mit Suchhunden und/oder technischer Suchausriistung;

— Bergung, einschlieflich Heben von Lasten;

— Schneiden von Beton;

— Seilrettung;

— einfaches Abstiitzen/Abfangen;

— Ermitteln und Isolieren gefihrlicher Stoffe (2);

— erweiterte lebensrettende Maflnahmen (3).

— Entsprechende Kapazitit, um an einem Ort 7 Tage lang 24 Stunden tiglich zu arbeiten.

Hauptkomponenten — Management (Fithrung, Verbindung/Koordination, Planung, Medien/Berichterstattung,
Beurteilung/Analyse, Sicherheit/Schutz).

— Suche (mit technischen Mitteln undfoder Suchhunden, Ermitteln und Isolieren gefihrli-
cher Stoffe).

— Bergung (Brechen/Durchbrechen, Schneiden, Heben und Bewegen, Abstiitzen, Seilret-
tung).

— Medizinische Hilfe, einschlieSlich Versorgung von Opfern, Angehérigen der Einheit und
Suchhunden.

Autarkie — Mindesteinsatzdauer: 7 Tage.
— Es gilt Artikel 12.

Entsendung — Einsatzbereit im betroffenen Land binnen 32 Stunden.

(') Lebende Opfer.

() Grundlegende Fihigkeit; spezialisierte Fihigkeiten fallen unter das Modul ,Feststellung chemischer, biologischer, radiologischer und
nuklearer Gefahren und Probenahme*.

(}) Versorgung (Erste Hilfe und medizinische Stabilisierung) vom Zugang zum Opfer bis zu seiner Ubergabe.

4. Suche und Rettung in Stidten unter schweren Bedingungen

Aufgaben — Suche nach sowie Ortung und Rettung von Opfern (') und Verschiitteten (z. B. unter
Triimmern oder bei Verkehrsunfillen).

— Erforderlichenfalls lebensrettende Erste Hilfe bis zur Ubergabe zur weiteren Behandlung.
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Kapazitaten

— Das Modul sollte die folgenden Aufgaben erfiillen konnen, unter Berticksichtigung aner-

kannter internationaler Richtlinien wie der INSARAG-Richtlinien:

— Suche mit Suchhunden und technischer Suchausriistung;
— Bergung, einschlieflich Heben schwerer Lasten;

— Schneiden von Stahlbeton und Baustahl;

— Seilrettung;

— erweitertes Abstiitzen/Abfangen;

— Ermitteln und Isolieren gefihrlicher Stoffe (2);

— erweiterte lebensrettende Maflnahmen (3).

Entsprechende Kapazitit, um an mehreren Einsatzorten 10 Tage lang 24 Stunden tiglich
zu arbeiten.

Hauptkomponenten

Management (Fithrung, Verbindung/Koordination, Planung, Medien/Berichterstattung,
Beurteilung/Analyse, Sicherheit/Schutz).

Suche (mit technischen Mitteln, Suchhunden, Ermitteln und Isolieren gefihrlicher Stoffe).
Bergung (Brechen/Durchbrechen, Schneiden, Heben und Bewegen, Abstiitzen, Seilret-
tung).

Medizinische Hilfe, einschlieflich Versorgung von Opfern, Angehorigen der Einheit und
Suchhunden (4.

Autarkie

Mindesteinsatzdauer: 10 Tage.
Es gilt Artikel 12.

Entsendung

Einsatzbereit im betroffenen Land binnen 48 Stunden.

(") Lebende Opfer.

-

Grundlegende Fihigkeit; spezialisierte Fahigkeiten fallen unter das Modul ,Feststellung chemischer, biologischer, radiologischer und

nuklearer Gefahren und Probenahme*.

-

—_—
<=

Versorgung (Erste Hilfe und medizinische Stabilisierung) vom Zugang zum Opfer bis zu seiner Ubergabe.
Vorbehaltlich arztlicher und veterindrmedizinischer Zulassungsbedingungen.

5. Waldbrandbekimpfungseinheit mit Léschhubschraubern

Aufgaben

— Beitrag zur Loschung grofler Wald- und Vegetationsbrande durch Brandbekdmpfung aus

der Luft.

Kapazitaten

Drei Hubschrauber mit einer Kapazitit von jeweils 1 000 Liter Loschwasser.
Fahigkeit zum Dauereinsatz.

Hauptkomponenten

Drei Hubschrauber mit Besatzung, um zu gewihrleisten, dass mindestens zwei Hub-
schrauber jederzeit einsatzbereit sind.

Technisches Personal.

4 Loschwasserauf8enlastbehilter oder 3 Loschwassertanks mit Auslosevorrichtung.
1 Wartungssatz.

1 Ersatzteilsatz.

2 Rettungswinden.

Fernmeldeausriistung.

Autarkie

Es gelten Artikel 12 Absatz 1 Buchstaben f und g.

Entsendung

Startbereit spatestens 3 Stunden nach Annahme des Hilfeangebots.
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6. Waldbrandbekimpfungseinheit mit Léschflugzeugen

Aufgaben — Beitrag zur Loschung grofSer Wald- und Vegetationsbrande durch Brandbekdmpfung aus
der Luft.
Kapazititen — Zwei Flugzeuge mit einer Kapazitit von jeweils 3 000 Liter Loschwasser.

— Fihigkeit zum Dauereinsatz.

Hauptkomponenten — Zwei Flugzeuge.

— Mindestens vier Besatzungen.
— Technisches Personal.

— 1 Feld-Wartungssatz.

— Fernmeldeausriistung.
Autarkie — Es gelten Artikel 12 Absatz 1 Buchstaben f und g.
Entsendung — Startbereit spatestens 3 Stunden nach Annahme des Hilfeangebots.

7. Vorgeschobener Behandlungsplatz

Aufgaben — Patientensichtung (Triage) am Katastrophenort.

— Stabilisierung des Zustands des Patienten und Vorbereitung fiir den Transport zur geeig-
netsten Gesundheitseinrichtung fur die abschlieende Behandlung.

Kapazititen — Sichtung von mindestens 20 Patienten pro Stunde.
— Medizinisches Team, das 50 Patienten je 24 Stunden seiner Titigkeit stabilisieren kann
(Arbeit in zwei Schichten).
— i\{laterialien fir die Behandlung von 100 Patienten mit leichteren Verletzungen je 24 Stun-
en.

Hauptkomponenten — Medizinisches Team je 12-Stunden-Schicht:

— Sichtung: 1 Krankenschwester und/oder 1 Arzt;

— Intensivpflege: 1 Arzt undjoder 1 Krankenschwester;

— schwere, aber nicht lebensgefihrliche Verletzungen: 1 Arzt und 2 Krankenschwestern;
— Abtransport: 1 Krankenschwester;

— spezialisiertes Unterstiitzungspersonal: 4.

— Zelte:

— Zelt(e) mit untereinander verbundenen Bereichen fiir Triage, medizinische Versorgung
und Abtransport;

— Zelt(e) fur Personal.

— Befehlsstelle.
— Lager fur logistische und medizinische Versorgung.

Autarkie — Es gilt Artikel 12.

Entsendung — Startbereit spatestens 12 Stunden nach Annahme des Hilfeangebots
— Einsatzbereit 1 Stunde nach Eintreffen vor Ort
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8. Vorgeschobener Behandlungsplatz mit OP

Aufgaben — Patientensichtung (Triage) am Katastrophenort.
— Damage Control Surgery (lebensrettende Sofortchirurgie).

— Stabilisierung des Zustands des Patienten und Vorbereitung fiir den Transport zur geeig-
netsten Gesundheitseinrichtung zur abschliefenden Behandlung.

Kapazititen — Sichtung von mindestens 20 Patienten pro Stunde.

— Medizinisches Team, das 50 Patienten je 24 Stunden seiner Tatigkeit stabilisieren kann
(Arbeit in zwei Schichten).

— Chirurgisches Team, das lebensrettende Sofortchirurgie bei 12 Patienten je 24 Stunden
durchfithren kann (Arbeit in zwei Schichten).

— Materialien fiir die Behandlung von 100 Patienten mit leichteren Verletzungen je 24 Stun-
den.

Hauptkomponenten — Medizinisches Team je 12-Stunden-Schicht:

— Sichtung: 1 Krankenschwester und/oder 1 Arzt;

— Intensivpflege: 1 Arzt und 1 Krankenschwester;

— Chirurgie: 3 Chirurgen, 2 OP-Schwestern, 1 Anisthesist, 1 Andsthesieschwester;

— schwere, aber nicht lebensgefihrliche Verletzungen: 1 Arzt und 2 Krankenschwestern;
— Abtransport: 1 Krankenschwester;

— spezialisiertes Unterstiitzungspersonal: 4.

— Zelte:

— Zelt(e) mit untereinander verbundenen Bereichen fiir Triage, medizinische Versorgung
und Abtransport;
— OP-Zelt(e);
— Zelt(e) fur Personal.
— Befehlsstelle.
— Lager fur logistische und medizinische Versorgung.

Autarkie — Es gilt Artikel 12.

Entsendung — Startbereit spitestens 12 Stunden nach Annahme des Hilfeangebots.
— Einsatzbereit 1 Stunde nach Eintreffen vor Ort.

9. Feldlazarett

Aufgaben — Erstversorgende und/oder nachsorgende Trauma- und medizinische Versorgung, unter
Berticksichtigung anerkannter internationaler Richtlinien fiir den Einsatz von Feldlazaret-
ten im Ausland, beispielsweise der Richtlinien der Weltgesundheitsorganisation oder des
Roten Kreuzes.

Kapazititen — 10 Betten fiir schwer traumatisierte Patienten, mit Erweiterungsmoglichkeiten.
Hauptkomponenten — Medizinisches Team fiir:
— Sichtung;

— Intensivpflege;
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— Operation;

— schwere, aber nicht lebensgefahrliche Verletzungen;
— Abtransport;

— spezialisiertes Unterstiitzungspersonal;

— und mindestens Folgende: Allgemeinmediziner, Notirzte, Orthopide, Kinderarzt,
Anisthesist, Apotheker, Geburtshelfer, medizinischer Leiter, Labortechniker, Rontgen-
techniker.

— Zelte:

— geeignete Zelte fiir medizinische Malnahmen;
— Zelte fiir Personal.

— Befehlsstelle.

— Lager fiir logistische und medizinische Versorgung.

Autarkie

— Es gilt Artikel 12.

Entsendung

— Startbereit spitestens 7 Tage nach dem Hilfeersuchen.
— Einsatzbereit 12 Stunden nach Eintreffen vor Ort.
— Voraussichtliche Mindesteinsatzdauer: 15 Tage.

10. Lufttransport von Katastrophenopfern

Aufgaben — Transport von Katastrophenopfern zu Gesundheitseinrichtungen zur medizinischen
Behandlung.
Kapazitaten — Transport von 50 Patienten je 24 Stunden.
— Flugbereitschaft Tag und Nacht.
Hauptkomponenten — Hubschrauber/[Flugzeuge mit Krankentragen.
Autarkie — Es gelten Artikel 12 Absatz 1 Buchstaben f und g.
Entsendung — Startbereit spitestens 12 Stunden nach Annahme des Hilfeangebots.

11. Not- und Behelfsunterkunft

Aufgaben

— Bereitstellung von Not- und Behelfsunterkiinften, einschlieflich des Personals zur Errich-
tung der Unterkiinfte, vor allem in den ersten Phasen einer Katastrophe in Abstimmung
mit vorhandenen Strukturen, lokalen Behorden und internationalen Organisationen bis
zur Ubergabe an lokale Behérden oder humanitire Organisationen, wenn die Kapazititen
tiber lingere Zeitraume erforderlich sind.

— Bei einer Ubergabe ist das relevante Personal (lokal und/oder international) vor Abzug
des Moduls entsprechend zu schulen.

Kapazititen

— Fiir bis zu 250 Personen ausgestattetes Zeltlager (50 Zelte).
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Hauptkomponenten — Unter Beriicksichtigung anerkannter internationaler und EU-Leitlinien:

— beheizbare Zelte (fiir winterliche Verhaltnisse) und Feldbetten mit Schlafsack und/oder
Decke;

— Stromaggregate und Beleuchtung;

— sanitdre Anlagen;

— Trinkwasserverteilung (nach WHO-Standard);

— Unterkunft fiir grundlegende soziale Aktivititen (Bausitze).

Autarkie — Es gilt Artikel 12.

Entsendung — Startbereit spitestens 12 Stunden nach Annahme des Hilfeangebots.

— Im Allgemeinen sollte die Mission nicht linger als 4 Wochen dauern, bzw. innerhalb die-
ses Zeitraums wird erforderlichenfalls die Ubergabe eingeleitet.

12. Feststellung chemischer, biologischer, radiologischer und nuklearer Gefahren und Probenahme (CBRN)

Aufgaben — Durchfithrung/Bestitigung der Erstbeurteilung, darunter:

— Beschreibung der Gefahren oder Risiken;
— Bestimmung des kontaminierten Gebiets;
— Beurteilung oder Bestitigung der bereits ergriffenen Schutzmafnahmen.

— Probenahmen gemifl den geltenden Normen.
— Kennzeichnung des kontaminierten Geldndes.

— Lageeinschitzung, Uberwachung, dynamische Risikobewertung, einschlieRlich Empfeh-
lungen fiir Warnungen und andere Mafinahmen.

— Unterstiitzung fiir die sofortige Risikominderung.

Kapazititen — Erkennung chemischer Gefahren und Nachweis strahlungsbedingter Gefihrdung durch
kombinierte Anwendung transportabler, mobiler und laborgestiitzter Gerite:

— Fihigkeit zum Nachweis von Alpha-, Beta- und Gammastrahlung und zur Bestim-
mung hiufig vorkommender Isotope;
— Fahigkeit zur Bestimmung und, wenn moglich, Durchfithrung semiquantitativer Ana-
lysen hiufig vorkommender giftiger Industriechemikalien und bekannter Kampfstofte.
— Fahigkeit zur Entnahme biologischer, chemischer und radiologischer Proben sowie zur
Handhabung und Aufbereitung derselben fiir weitere Analysen andernorts (1).

— Fahigkeit zur Anwendung geeigneter wissenschaftlicher Modelle fiir die Gefihrdungs-
prognose und zur Bestitigung des Modells durch kontinuierliche Messungen.

— Unterstiitzung fiir die sofortige Risikominderung:
— Einddimmung der Gefihrdung;
— Neutralisieren der Gefihrdung;
— technische Unterstiitzung fur andere Teams oder Module.

Hauptkomponenten — Mobiles chemisches und radiologisches Feldlaboratorium.
— Hand- oder mobile Spiirausriistung.

— Feld-Probenahmegerite.

— Systeme fir die Dispersionsmodellierung.
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— Mobile Wetterstation.

— Kennzeichnungsmaterial.

— Referenzdokumentation und Zugang zu geeigneten wissenschaftlichen Quellen.
— Sicherer Einschluss von Proben und Abfillen.

— Dekontaminationseinrichtungen fiir das Personal.

— Geeignetes Personal und Schutzausriistung zur Unterhaltung eines Einsatzes in kontami-
nierter und/oder sauerstoffarmer Umgebung, gegebenenfalls auch gasdichte Anziige.

— Bereitstellung technischer Ausriistung zur Eindimmung und Neutralisierung der Gefahr-

dung.
Autarkie — Es gilt Artikel 12.
Entsendung — Startbereit spitestens 12 Stunden nach Annahme des Hilfeangebots.

(") Dabei sollten, sofern moglich, die Nachweisanforderungen des um Hilfe ersuchenden Staates beriicksichtigt werden.

13. Suche und Rettung bei CBRN-Gefahren

Aufgaben — Spezialisierte Suche und Rettung mit Schutzanziigen.

Kapazititen — Spezialisierte Suche und Rettung mit Schutzanziigen, gemafl den Anforderungen der
Module fiir die Suche und Rettung in Stidten unter mittelschweren und gegebenenfalls
schweren Bedingungen.

— In der kritischen Zone arbeiten drei Personen gleichzeitig.
— Ununterbrochener Einsatz iiber 24 Stunden.

Hauptkomponenten — Kennzeichnungsmaterial.
— Sicherer Einschluss von Abfillen.
— Dekontaminationseinrichtungen fiir das Personal und die geretteten Opfer.

— Geeignetes Personal und Schutzausriistung zur Unterhaltung eines Such- und Rettungs-
einsatzes in kontaminierter Umgebung, gemdfl den Anforderungen der Module fur die
Suche und Rettung in Stidten unter mittelschweren und gegebenenfalls schweren Bedin-

gungen.
— Bereitstellung technischer Ausriistung zur Einddimmung und Neutralisierung der Gefahr-
dung.
Autarkie — Es gilt Artikel 12.
Entsendung — Startbereit spitestens 12 Stunden nach Annahme des Hilfeangebots.

14. Waldbrandbekimpfung am Boden

Aufgaben — Beitrag zur Loschung grofler Wald- und Vegetationsbriande durch Brandbekdmpfung am
Boden.
Kapazititen — Ausreichende Humanressourcen fiir den Dauereinsatz wahrend 7 Tagen.

— Fahigkeit, in schwer zuginglichem Gebiet zu arbeiten.

— Fahigkeit, Wasserforderung iiber lange Wegstrecken mit Pumpen aufzubauen, mindestens
2 km, und/oder durchgehende Brandschneisen anzulegen.
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Hauptkomponenten Feuerwehrleute, die in der Lage sind, die oben genannten Aufgaben zu erfiillen, und ein
zusitzliches Schutz- und Sicherheitstraining absolviert haben, bei dem die verschiedenen
Arten von Brinden, zu deren Bekdmpfung das Modul eingesetzt werden konnte, bertick-
sichtigt wurden.
Tragbare Gerdte zum Anlegen von Brandschneisen.
Schlduche, tragbare Tanks und Pumpen zum Aufbau der Wasserforderung.
Adapter fiir den Anschluss von Schlduchen (einschlieflich Storz-Standard).
Wasserrucksacke.
Ausriistung, die von Hubschraubern abgeseilt werden kann.
Die Verfahren zur Evakuierung der Feuerwehrleute sind mit dem Hilfe ersuchenden Staat
zu vereinbaren.

Autarkie Es gilt Artikel 12.

Entsendung Startbereit spitestens 6 Stunden nach Annahme des Hilfeangebots.

Moglicher Dauereinsatz wihrend 7 Tagen.

15. Waldbrandbekimpfung am Boden unter Einsatz von Fahrzeugen

Aufgaben Beitrag zur Loschung grofler Wald- und Vegetationsbrande unter Einsatz von Fahrzeugen.
Kapazitdten Ausreichende Humanressourcen und Fahrzeuge fir den Dauereinsatz (mindestens
20 Feuerwehrleute, die jederzeit einsatzbereit sind).
Hauptkomponenten Feuerwehrleute, die darin trainiert sind, die oben genannten Aufgaben zu erfillen.
4 Geldndewagen.
Fahrzeuge mit einem Wassertankvolumen von jeweils mindestens 2 000 Litern.
Adapter fiir den Anschluss von Schlduchen (einschlieflich Storz-Standard).
Autarkie Es gilt Artikel 12.
Entsendung Startbereit spatestens 6 Stunden nach Annahme des Hilfeangebots.

Maoglicher Dauereinsatz wihrend 7 Tagen.

Einsatz zu Land oder zu Wasser. Lufteinsitze sind nur in gut begriindeten Fillen eine
Option.

16. Bekimpfung von Uberschwemmungen

Aufgaben — Starkung bestehender Strukturen und Aufbau neuer Barrieren zur Verhinderung weiterer
Uberschwemmungen durch Fliisse, Wasserbecken und Wasserwege mit steigenden Was-
serstinden.

Kapazititen Fahigkeit, Gewdsser auf eine Mindesthohe von 0,8 Metern aufzustauen, unter Verwen-

dung von:

— Material zum Bau von Barrieren auf einer Strecke von 1 000 Metern;
— weiterem vor Ort bereitgestelltem Material.

Fahigkeit, bestehende Ddmme zu verstirken

Fahigkeit, in einem fur LKW zuginglichen Gebiet an mindestens 3 Einsatzorten gleichzei-
tig zu arbeiten.

Einsatzbereitschaft rund um die Uhr.
Uberwachung und Wartung von Ddmmen und Deichen.
Fihigkeit, mit Personal vor Ort zusammenzuarbeiten.
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Hauptkomponenten

— Material fiir den Bau wasserdichter Dimme auf einer Strecke von insgesamt 1 000 Metern
(Sand sollte von den lokalen Behorden bereitgestellt werden).

— Folien/Plastikplanen (falls notwendig, um einen bestehenden Damm abzudichten, abhin-
gig von der Bauweise des Damms).

— Sandsackfiillmaschine.

Autarkie

— Es gilt Artikel 12.

Entsendung

— Startbereit spitestens 12 Stunden nach Annahme des Hilfeangebots.

— Einsatz zu Land oder zu Wasser. Lufteinsdtze sind nur in gut begriindeten Fillen eine
Option.

— Voraussichtliche Mindesteinsatzdauer: 10 Tage.

17. Bergungs- und Rettungseinsitze unter Einsatz von Booten bei Uberschwemmungen

Aufgaben

— Such- und Rettungsaktionen zu Wasser sowie Einsatz von Booten zur Rettung von Men-
schen, die aufgrund einer Uberschwemmung eingeschlossen sind.

— Bereitstellung lebensrettender Hilfe und lebenswichtiger Bedarfsgiiter gemafs den Anforde-
rungen.

Kapazitaten

— Fahigkeit, Menschen in stadtischen und landlichen Gebieten zu orten.

— Fahigkeit, Menschen aus einem {iiberfluteten Gebiet zu bergen, einschlieflich der Bereit-
stellung medizinischer Versorgung (Erste Hilfe).

— Fahigkeit, die Rettungsmafinahmen mit Lufteinsitzen (mithilfe von Hubschraubern und
Flugzeugen) zu kombinieren.

— Fahigkeit, erste lebenswichtige Bedarfsgiiter in iberschwemmte Gebiete zu verbringen:

— Transport von Arzten, Medikamenten usw.;
— Lebensmittel und Wasser.

— Das Modul verfiigt tiber mindestens 5 Boote und muss mindestens 50 Menschen (zusitz-
lich zum Personal des Moduls) gleichzeitig transportieren konnen.

— Die Boote sollten auch unter kalten klimatischen Bedingungen eingesetzt werden kénnen
und in der Lage sein, stromaufwirts eine Geschwindigkeit von mindestens 10 Knoten zu
erreichen.

— Einsatzbereitschaft rund um die Uhr.

Hauptkomponenten

— Die Boote sind konzipiert:

— fiir den Einsatz in seichten Gewissern (> 0,5 m);

— fur den Einsatz bei windigen Witterungsbedingungen;

— fiir den Tages- und Nachteinsatz;

— gemdf internationalen Sicherheitsstandards (u. a. Bereitstellung von Schwimmwesten
fir die Passagiere).

— Rettungskrifte mit Ausbildung fir schnelle Wasserrettung (kein Abtauchen, nur Oberfli-
chenrettung).

Autarkie

— Es gilt Artikel 12.

Entsendung

— Startbereit spitestens 12 Stunden nach Annahme des Hilfeangebots.

— Einsatz zu Land oder zu Wasser. Lufteinsdtze sind nur in gut begriindeten Fillen eine
Option.

— Voraussichtliche Mindesteinsatzdauer: 10 Tage.
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Teams fiir technische Hilfe und Unterstiitzung

Allgemeine Anforderungen an Teams fiir technische Hilfe und Unterstiitzung

Aufgaben — Bereitstellung von oder Vorkehrungen fiir:

— Unterstiitzung fur Einrichtung und Betrieb von Biiros;
— IKT-Unterstiitzung;

— Unterstiitzung bei Logistik und Versorgung;

— Transportunterstiitzung vor Ort.

Kapazititen — Unterstiitzung eines Evaluierungs-, Koordinierungs- und/oder Vorsorgeteams, eines Vor-
Ort-Einsatz-Koordinierungszentrums oder Eingliederung in ein Katastrophenschutzmodul
gemafl Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe ¢

Hauptkomponenten — Die folgenden unterstiitzenden Komponenten, die die Erfillung aller Aufgaben eines Vor-
Ort-Einsatz-Koordinierungszentrums ermoglichen, unter Beriicksichtigung anerkannter
internationaler Richtlinien (z. B. UN-Richtlinien):

— Unterstiitzung fur Einrichtung und Betrieb von Biiros;

— Ausriistung fur IKT-Unterstiitzung;

— Ausriistung fiir Unterstiitzung bei Logistik und Versorgung;

— Transportunterstiitzung vor Ort.

Die Komponenten sollten so ausgelegt sein, dass sie in kleinere Einheiten aufgeteilt wer-

den konnen, damit sie flexibler an spezifische Einsatzbedingungen angepasst werden
konnen.

Entsendung — Startbereit spitestens 12 Stunden nach dem Hilfeersuchen.
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ANHANG 11

ERSTE PHASE DER EERC

Module

Zahl der gleichzeitig einsetzbaren

Modul Voo
HCP (Hochleistungspumpen) 6
MUSAR (Suche und Rettung in Stidten unter mittelschweren Bedingungen 6
WP (Wasseraufbereitung) 2
FFFP (Waldbrandbekdmpfungseinheit mit Loschflugzeugen) 2
AMP (Vorgeschobener Behandlungsplatz) 2
ETC (Not- und Behelfsunterkunft) 2
HUSAR (Suche und Rettung in Stddten unter schweren Bedingungen) 2
CBRDNET (Feststellung chemischer, biologischer, radiologischer und nuklearer 2
Gefahren und Probenahme)

GFFF (Waldbrandbekidmpfung am Boden) 2
GFFF-V (Waldbrandbekidmpfung am Boden unter Einsatz von Fahrzeugen) 2
CBRNUSAR (Suche und Rettung in Stidten bei CBRN-Gefahren) 1
AMP-S (Vorgeschobener Behandlungsplatz mit OP) 1
FC (Bekdmpfung von Uberschwemmungen) 2
FRB (Bergungs- und Rettungseinsitze unter Einsatz von Booten bei Uberschwem- 2
mungen)

MEVAC (Lufttransport von Katastrophenopfern) 1
FHOS (Feldlazarett) 2
FFFH (Waldbrandbekdmpfungseinheit mit Loschhubschraubern) 2

Teams fiir technische Hilfe und Unterstiitzung

Team fiir technische Hilfe und Unterstiitzung

Zahl der gleichzeitig einsatzbereiten
TAST (1)

TAST (Team fuir technische Hilfe und Unterstiitzung)

2
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Andere Bewiltigungskapazititen

Zahl der gleichzeitig einsatzbereiten

Andere Bewaltigungskapazitat anderen Bewiltigungskapazititen (1)

Teams fur Suche und Rettung im Gebirge 2
Teams fur Suche und Rettung im Wasser 2
Teams fiir Suche und Rettung in Hohlen 2
Teams mit Spezialausriistung fiir Suche und Rettung, etwa Suchroboter 2
Teams mit unbemannten Luftfahrzeugen 2
Teams fiir den Einsatz bei Zwischenfillen auf See 2
Bauingenieurteams fiir Schadens- und Sicherheitsbewertung, Beurteilung von 2

Gebduden im Hinblick auf Abriss/Instandsetzung, Bewertung der Infrastruktur,
kurzfristige Abstiitzung

Unterstiitzung bei Evakuierung: einschlieflich Teams fur Informationsmanagement 2
und Logistik

Feuerbekdmpfung: Beratungs-/Bewertungsteams 2
CBRN-Dekontaminationsteams 2
Mobile Laboratorien fiir Umweltkatastrophen 2
Kommunikationsteams oder -plattformen zur raschen Wiederherstellung der Kom- 2

munikationsnetze in entlegenen Gebieten

MEDEVAC-Luftrettungsflugzeuge und MEDEVAC-Hubschrauber, jeweils fir Ein- 2
sitze in Europa oder weltweit

Zusitzliche Unterbringungskapazitit: Einheiten fiir 250 Personen (50 Zelte) ein- 100
schlieflich einer autarken Einheit fiir Betreuungspersonal

Zusitzliche Unterkunftssitze: Einheiten fiir 2 500 Personen (500 Planen); Werk- 6
zeugsitze ggf. lokal zu beschaffen

Wasserpumpen mit einer Mindestleistung von 800 l/min 100
Kraftstromerzeuger (5-150 kW) 100
Kraftstromerzeuger (> 150 kW) 10
Kapazititen bei Meeresverschmutzung nach Bedarf
Andere Bewiltigungskapazititen zur Bekdmpfung identifizierter Risiken (1) nach Bedarf

(') Um die Verfugbarkeit sicherzustellen, ist die Option vorzusehen, in der EERC eine hohere Zahl von Kapazititen (etwa im Fall einer
Rotation) zu registrieren. Ebenso kann, wenn die Mitgliedstaaten mehr Kapazititen bereitstellen, eine hohere Zahl in der EERC
registriert werden.
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ANHANG IV

QUALITATS- UND INTEROPERABILITATSANFORDERUNGEN DER EERC

— Fiir Module sowie fiir Teams fiir technische Hilfe und Unterstiitzung gelten in der ersten Phase die Anforderungen in
Anhang II. Kinftig werden Qualitits- und Interoperabilititsanforderungen von der Kommission in Kooperation mit
den Mitgliedstaaten iiberpriift, um die Verfigbarkeit der Bewiltigungskapazititen in der EERC einschlieflich ihrer
Reaktionszeiten weiter zu verbessern.

— Fiir andere Bewiltigungskapazititen und Experten werden die Qualitits- und Interoperabilititsanforderungen eben-
falls von der Kommission in Kooperation mit den Mitgliedstaaten definiert.
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ANHANG V

ZERTIFIZIERUNGS- UND REGISTRIERUNGSVERFAHREN FUR DIE EERC — INFORMATIONSELEMENTE

INFORMATIONSELEMENTE

Die Informationselemente, die bei einem Antrag auf Zertifizierung und Registrierung einer bestimmten Ressource in der
EERC bereitzustellen sind, umfassen die folgenden sowie alle anderen Informationen, die die Kommission fiir notwendig
erachtet:

1. Eine Selbstbeurteilung, aus der hervorgeht, dass die Ressource die Qualititsanforderungen fiir diesen Typ erfullt;

2. das Datenblatt des Moduls, einschlieflich Team fiir technische Hilfe und Unterstiitzung, andere Bewiltigungskapazi-
tdt oder Experte (CECIS-Datenblatt);

3. Bestitigung der notwendigen Vorkehrungen, die sicherstellen, dass die einschligige Behorde und die nationalen Kon-
taktstellen jederzeit in der Lage sind, Ersuchen um den Einsatz der in der EERC registrierten Ressourcen unverziiglich
zu bearbeiten;

4. Bestdtigung, dass alle notwendigen Maflnahmen getroffen wurden, einschlieflich der erforderlichen Finanzierungsre-
gelungen, um sicherzustellen, dass die in der EERC registrierte Ressource unmittelbar nach einer Einsatzaufforderung
seitens der Kommission eingesetzt werden kann;

5. genaue Dauer der Bereitstellung in der EERC (mindestens ein Jahr, hochstens drei Jahre; fiir Experten kann die Dauer
auf bis 6 Monate reduziert werden);

6. Angaben zur garantierten Mobilisierungszeit (hochstens 12 Stunden nach Annahme des Angebots);

7. Standort der Ressource, ungefihrer Mobilisierungsort (Flughafen usw.), normaler geografischer Einsatzradius sowie
ggof. geografische Einschrinkungen;

8. Standardarbeitsanweisungen des Moduls, einschlieflich Teams fiir technische Hilfe und Unterstiitzung oder andere
Bewiltigungskapazitit (etwa Leitfaden fiir Standardarbeitsverfahren des Moduls);

9. alle einschldgigen Informationen fir den Transport, also Mafle, Gewichte, Lufttransporteinschrankungen, bevorzugte
Transportarten; gegebenenfalls: Zugang zu Hifen;

10. jegliche andere Einschrankungen oder sonstige vorhersehbare Einsatzbedingungen;

11. ,Erfahrungsprotokoll, mit Kurzbeschreibung bisheriger Einsdtze des Moduls, der sonstigen Bewiltigungskapazitit
oder des Experten; Teilnahme an Ubungen des Unionsverfahrens, Ausbildung von Schliisselpersonal (Teamleiter,
stellvertretender Teamleiter) im Rahmen des Unionsverfahrens, Einhaltung internationaler Normen, soweit relevant
(etwa INSARAG, WHO, IFRC);

12. Selbstbeurteilung des Anpassungsbedarfs und der entsprechenden Kosten;
13. alle erforderlichen Kontaktinformationen;

14. Bescheinigung, dass das Modul, das Team fiir technische Hilfe und Unterstiitzung, die sonstige Bewiltigungskapazitit
oder der Experte die Qualitdtsanforderungen erfiillt (und das Zertifizierungsverfahren erfolgreich absolviert hat).

Datenblitter,
Modul Standardarbeitsan- Module Feldiibung Module Planiibung
weisungen, Schulung

HCP (Hochleistungspumpen) X X X

MUSAR (Suche und Rettung in Stddten unter mit- X (x) sofern nicht IEC (¥) X
telschweren Bedingungen)

WP (Wasseraufbereitung) X X X
FFFP (Waldbrandbekdmpfungseinheit mit Loschflug- X X
zeugen)

AMP (Vorgeschobener Behandlungsplatz) X X X
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Datenblitter,
Modul Standardarbeitsan- Module Feldiibung Module Planiibung
weisungen, Schulung

ETC (Not- und Behelfsunterkunft) X X
HUSAR (Suche und Rettung in Stidten unter X (x) sofern nicht IEC (¥) X
schweren Bedingungen)

CBRDNET (Feststellung chemischer, biologischer, X X X
radiologischer und nuklearer Gefahren und Probe-

nahme)

GFFF (Waldbrandbekdmpfung am Boden) b X
GFFF-V (Waldbrandbekdmpfung am Boden unter X X
Einsatz von Fahrzeugen)

CBRNUSAR (Suche und Rettung in Stidten bei X X X
CBRN-Gefahren)

AMP-S (Vorgeschobener Behandlungsplatz mit OP) X X
FC (Bekdmpfung von Uberschwemmungen) X X
FRB (Bergungs- und Rettungseinsitze unter Einsatz X X X

von Booten bei Uberschwemmungen)

MEVAC (Lufttransport von Katastrophenopfern) X X
FHOS (Feldlazarett) X X
FFFH (Waldbrandbekdmpfungseinheit mit Losch- X X
hubschraubern)

TAST (Team fiir technische Hilfe und Unterstiit- X X X
zung)

(*) IEC steht fiir INSARAG External Classification.
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ANHANG VI

GRUNDELEMENTE SPEZIFISCHER ERCC-ENTSENDEPLANE

Spezifischer ERCC-Entsendeplan fiir [Katastrophe]

Einsatzszenario

— Situationsanalyse — Koordinierung vor Ort
— Verweis auf vorbereitete allgemeine Einsatzszenarios

— Beendigungsszenarios

Auswahlkriterien fiir EERC-Ressourcen

— Verweis auf die Sicherheitssituation vor Ort
— Verweis auf vordefinierte Auswahlkriterien: Verfiigbarkeit, Eignung, Standort/Nahe, Transportzeiten und -kosten usw.
— Angabe der Dringlichkeit

— Geografische Grenzen und andere vorgegebene Einschrinkungen

Aktualisierte Statusinformation zum Unionsverfahren

— Ersuchen, Angebote, EUCP-Team, gemeinsame Nutzung von Transportmitteln

Empfehlungen zu

— Unterstiitzungsleistungen
— kritischem Bedarf

— anderen einschldgigen Elementen, soweit verfiigbar, etwa Logistik, Zoll, Empfinger

ANHANG VII

EINSCHLAGIGE INTERNATIONALE ORGANISATIONEN

In diesem Anhang sind die einschligigen internationalen Organisationen gemafl Artikel 16 Absatz 1 des Beschlusses
Nr. 1313/2013/EU aufgefiihrt. Unterstiitzungsmafinahmen der Union im Katastrophenfall kénnen iiber diese oder von
diesen einschldgigen internationalen Organisationen angefordert werden.

1. Internationale Organisation fiir Migration (IOM)
2. Internationalen Foderation der Rotkreuz- und Rothalbmondgesellschaften (IFRC)
3. Organisation fiir das Verbot chemischer Waffen (OVCW)
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ANHANG VI

TRANSPORTUNTERSTUTZUNG

TEIL A

Angaben der Mitgliedstaaten, die Transportunterstiitzung beantragen

1. Katastrophe/Notfall, betroffenes Land

2. Bezugszeichen der Mitteilungen des Zentrums fiir die Koordination von Notfallmafinahmen (ERCC)

3. Antragstellende(r) Staat/Behorde

4. Art der angeforderten Transportunterstiitzung (eine oder mehrere der nachstehenden Optionen wihlen):
A. Angaben zu von anderen Mitgliedstaaten bereitgestellten Transportmitteln (Pooling)
JA/NEIN

B. Angaben zu kommerziell verfugbaren Transportmitteln (Transportauftragnehmer der Europiischen Kommission)
oder anderen Quellen

JA/NEIN
C. Finanzielle Unterstiitzung in Form einer Transport-Finanzhilfe
JA/NEIN

5. Endempfinger/-begiinstigter der transportierten Hilfe

6. Nihere Angaben iiber die zu befordernde Katastrophenhilfe, einschlieflich genauer Beschreibung der Transportgiiter
sowie Gewicht, Grofle, Volumen, benétigte Fliche, Verpackung unter Beachtung der Verpackungsnormen fiir Luft-,
Uberland- und Seetransport, etwaiges Gefahrgut, Fahrzeugmerkmale sowie Gesamtgewicht, -grofe, -volumen und
insgesamt benotigte Fliche sowie sonstige fiir den Transport und die Hilfeleistung geltende Rechts-, Zoll-, Gesund-
heits- und Hygienevorschriften
Angaben zu reisendem Personal/zu befordernden Passagieren

7. Angaben dariiber, inwieweit diese Hilfe den Bediirfnissen des betroffenen Landes in Bezug auf das Hilfeersuchen oder
die Bedarfsbewertung entspricht, insbesondere hinsichtlich eines kritischen Bedarfs

8. Information iiber den Stand dieser Hilfe durch den betroffenen Staat oder die Koordinierungsbehorde (angenom-
men/wartet auf Annahme)

9. Erforderlicher/vorgesehener Transportweg
10. Verladeort/Verladehafen und Kontaktstelle vor Ort

11. Entladeort/Entladehafen und Kontaktstelle vor Ort; soweit verfiigbar, Angaben dariiber, wer Entladung und Zollfrei-
gabe am Entladeort/-hafen regelt

12. Kontaktstelle fiir Zolldokumentation/-formalititen
13. Datum/Uhrzeit, zu denen die Hilfe/Passagiere zur Beférderung ab Verladehafen bereitstehen

14. Angaben iber etwaige Moglichkeiten der Beforderung der Hilfe/Passagiere an einen anderen Ort/Verladehafen/Zent-
rum fiir den Weitertransport

15. Zusitzliche Angaben (je nach Gegebenheit), soweit verfiigbar, Bestimmungsort, Adresse und Kontaktdaten des Emp-
fangers

16. Angaben iiber etwaige Beitrige zu den Transportkosten
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17. Angaben iiber andere, bereits identifizierte Transportlosungen
18. Gegebenenfalls Angaben zum Antrag auf eine Kofinanzierung durch die Union

19. Name und Kontaktdaten des Vertreters der Organisation, die Transportunterstiitzung anfordert

TEIL B

Angaben der Mitgliedstaaten oder der Kommission bei Bereitstellung von Transportunterstiitzung fiir die Katastrophenbhilfe
1. Katastrophe/Notfall, betroffenes Land.

2. Anbietende(r) Staat/Organisation

3. Bezugszeichen der Mitteilungen des Zentrums fir die Koordination von Notfallmanahmen (ERCC) und des Mit-
gliedstaats/der Organisation, die Transportunterstiitzung beantragen

4. Technische Einzelheiten der bereitgestellten Transportunterstiitzung, einschlieSlich Art der verfiigbaren Transportmit-
tel, Daten und Uhrzeiten der Transporte sowie Zahl der erforderlichen Bewegungen oder Einsitze

5. Besonderheiten, Einschrinkungen und Modalititen der zu transportierenden Katastrophenhilfe, einschlieflich
Gewicht, Groe, Volumen, bendétigte Flache, Verpackung, etwaiges Gefahrgut, Vorbereitung des Fahrzeugs, Vorschrif-
ten fur die Handhabung, beforderte(s) Personal/Passagiere und andere Rechts-, Zoll-, Gesundheits- und Hygienevor-
schriften, die fiir den Transport sachdienlich sind

6. Vorgeschlagener Transportweg.

7. Verladeort/Verladehafen und Kontaktstelle vor Ort

8. Entladeort/Entladehafen und Kontaktstelle vor Ort;

9. Kontaktstelle fiir Zolldokumentation/-formalititen

10. Datum und Uhrzeit, zu denen die Hilfe/Passagiere fiir die Beforderung ab Verladehafen bereit sein miissen

11. Angaben iber ein etwaiges Ersuchen um Beforderung der Hilfe/Passagiere an einen anderen Ort/Verladehafen/Zent-
rum fiir den Weitertransport

12. Datum/Uhrzeit, zu denen die Hilfe/Passagiere voraussichtlich am Entladeort/-hafen ankommen
13. Gegebenenfalls weitere Angaben

14. Angaben iiber etwaige Antrdge auf Beitrdge zu den Transportkosten, finanzielle Beitrdge und Einzelheiten etwaiger
Bedingungen oder Einschrinkungen des Angebots

15. Name und Kontaktdaten des Vertreters der Organisation, die Transportunterstiitzung anbietet
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ANHANG IX

ENTSPRECHUNGSTABELLE

Entscheidung 2004/277 [EG, Euratom

Entscheidung 2007/606/EG, Euratom

Vorliegender Beschluss

Artikel 1

Artikel 1

Artikel 2

Artikel 2

Artikel 3 Absatz 1 (1)
Artikel 3 Absatz 2
Artikel 3 Absatz 3
Artikel 3 Absatz 4

Artikel 10 Absatz 1
Artikel 10 Absatz 3

Artikel 3a Absatz 1
Artikel 3a Absatz 2
Artikel 3a Absatz 3
Artikel 3a Absatz 4

Artikel 13 Absatz 1
Artikel 13 Absatz 2
Artikel 11 Absatz 1
Artikel 11 Absatz 2

Artikel 3b Artikel 12

Artikel 3¢ Artikel 13 Absatz 4
Artikel 4 —

Artikel 5 Artikel 3 Absatz 2
Artikel 6 —

Artikel 7 —

Artikel 8 Artikel 4

Artikel 9 -

Artikel 10 Artikel 5

Artikel 11 Absatz 1
Artikel 11 Absatz 2
Artikel 11 Absatz 3

Artikel 6 Absatz 1
Artikel 6 Absatz 2
Artikel 6 Absatz 3

Artikel 12 Artikel 7

Artikel 13 —

Artikel 14 Artikel 10 Absatz 1 und Artikel 10 Absatz 3
Artikel 15 Artikel 41

Artikel 16 Absatz 1
Artikel 16 Absatz 2
Artikel 16 Absatz 3
Artikel 16 Absatz 4

Artikel 42 Absatz 1
Artikel 42 Absatz 2
Artikel 42 Absatz 3
Artikel 42 Absatz 4

Artikel 17

Artikel 43
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Entscheidung 2004/277[EG, Euratom | Entscheidung 2007/606/EG, Euratom Vorliegender Beschluss

Artikel 18 Artikel 44

Artikel 19 Artikel 45

Artikel 20 Artikel 46

Artikel 21 Artikel 26

Artikel 22 Artikel 27 Absatz 1
Artikel 23 Artikel 26 Absatz 1 Satz 3
Artikel 24 Artikel 32 Absatz 3
Artikel 25 Artikel 29

Artikel 26 Artikel 30

Artikel 27 Absatz 1
Artikel 27 Absatz 2
Artikel 27 Absatz 3

Artikel 31 Satz 1
Artikel 27 Absatz 3
Artikel 31 Satz 2

Artikel 28

Artikel 29 Absatz 1
Artikel 29 Absatz 2
Artikel 29 Absatz 3
Artikel 29 Absatz 4
Artikel 29 Absatz 5
Artikel 29 Absatz 6
Artikel 29 Absatz 7
Artikel 29 Absatz 8
Artikel 29 Absatz 9
Artikel 29 Absatz 10
Artikel 29 Absatz 11

Artikel 35 Absatz 3 Satz 1

Artikel 35 Absatz 2

Artikel 35 Absatz 4 und Artikel 35 Absatz 5

Artikel 35 Absatz 1

Artikel 35 Absatz 10
Artikel 35 Absatz 12
Artikel 46 Absatz 1

Artikel 30

Artikel 31

Artikel 32 Absatz 1
Artikel 32 Absatz 2
Artikel 32 Absatz 3
Artikel 32 Absatz 4
Artikel 32 Absatz 5
Artikel 32 Absatz 6

Artikel 36 Absatz 1
Artikel 36 Absatz 2
Artikel 36 Absatz 2
Artikel 36 Absatz 3
Artikel 36 Absatz 4
Artikel 36 Absatz 5

Artikel 33 Artikel 37
Artikel 34 Artikel 38
Artikel 35 Artikel 39
Artikel 36 Artikel 40
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Entscheidung 2004/277EG, Euratom

Entscheidung 2007/606/EG, Euratom

Vorliegender Beschluss

Artikel 37 Artikel 58
Artikel 1 Artikel 1
Artikel 2 Artikel 2

Artikel 3 Absatz 1
Artikel 3 Absatz 2
Artikel 3 Absatz 3
Artikel 3 Absatz 4
Artikel 3 Absatz 5

Artikel 48 Absatz 1
Artikel 48 Absatz 2
Artikel 48 Absatz 4
Artikel 48 Absatz 5

Artikel 4 Absatz 1
Artikel 4 Absatz 2
Artikel 4 Absatz 3

Artikel 49 Absatz 1
Artikel 49 Absatz 2

Artikel 49 Absatz 2 Satz 2; Artikel 50

Absatz 1 Satz 1

Artikel 5 Absatz 1
Artikel 5 Absatz 2
Artikel 5 Absatz 3
Artikel 5 Absatz 4
Artikel 5 Absatz 5
Artikel 5 Absatz 6

Artikel 50 Absatz 1
Artikel 50 Absatz 2
Artikel 50 Absatz 3
Artikel 50 Absatz 4
Artikel 50 Absatz 5

Artikel 6

Artikel 51

Artikel 7

Artikel 52

Artikel 8 Absatz 1
Artikel 8 Absatz 2
Artikel 8 Absatz 3
Artikel 8 Absatz 4
Artikel 8 Absatz 5

Artikel 53 Absatz 1
Artikel 53 Absatz 2
Artikel 53 Absatz 3
Artikel 53 Absatz 4

Artikel 9 —

Artikel 10 Artikel 54

Artikel 11 Artikel 55

Artikel 12 Artikel 56

Artikel 13 Artikel 58

Anhang Anhang VIII
Anhang I (%) Anhang |
Anhang II (%) Anhang Il

Anhang III (4)

Anhang II, am Ende

(") Die Artikel 3a, 3b und 3¢ wurden mit der Entscheidung 2008/73/EG, Euratom der Kommission (ABL L 20 vom 24.1.2008, S. 23)

zur Anderung der Entscheidung 2004/277/[EG, Euratom hinzugefiigt.
() Anhang I, eingefiigt durch Entscheidung 2008/73/EG, Euratom zur Anderung der Entscheidung 2004/277[EG.

() Anhang Il gemif Beschluss 2010/481/EU der Kommission (ABL L 236 vom 7.9.2010, S. 5) zur Anderung der Entscheidung

2004/277[EG, Euratom.

(% Anhang IIl geméR Entscheidung 2008/73/EG, Euratom zur Anderung der Entscheidung 2004/277/EG, Euratom.
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BESCHLUSS DER KOMMISSION
vom 24. Oktober 2014

zur Festlegung der Umweltkriterien fiir die Vergabe des EU-Umweltzeichens fiir absorbierende
Hygieneprodukte

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen C(2014) 7735)
(Text von Bedeutung fiir den EWR)

(2014763 [EU)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Européischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 66/2010 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2009
iiber das EU-Umweltzeichen ('), insbesondere auf Artikel 8 Absatz 2,

nach Anhorung des Ausschusses fiir das Umweltzeichen der Europaischen Union,
in Erwédgung nachstehender Griinde:

(1) Nach der Verordnung (EG) Nr. 66/2010 kann das EU-Umweltzeichen fur Produkte vergeben werden, die wihrend
ihrer gesamten Lebensdauer geringere Umweltauswirkungen haben.

(2)  Gemaf der Verordnung (EG) Nr. 66/2010 sind spezifische Kriterien fiir die Vergabe des EU-Umweltzeichens nach
Produktgruppen festzulegen.

(3)  Die Kriterien sowie die entsprechenden Beurteilungs- und Priifanforderungen sollten unter Beriicksichtigung des
Innovationszyklus dieser Produktgruppe ab der Annahme dieses Beschlusses fiir einen Zeitraum von vier Jahren
gelten.

(4)  Da der Verbrauch von Materialien erheblich zu den Umweltauswirkungen von absorbierenden Hygieneprodukten
beitragen kann, sollten fiir diese Produktgruppe Kriterien fiir die Vergabe des EU-Umweltzeichens festgelegt wer-
den. Die Kriterien sollten insbesondere eine nachhaltigkeitsorientierte Beschaffung von Materialien, die Begren-
zung der Verwendung gefihrlicher Stoffe sowie hochwertige Produkte mit hoher Leistung fordern, die gebrauchs-
tauglich und im Hinblick auf die Minimierung des Abfallaufkommens konzipiert sind.

(5)  Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maflnahmen entsprechen der Stellungnahme des gemafS Artikel 16 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 66/2010 eingesetzten Ausschusses —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

(1)  Die Produktgruppe ,absorbierende Hygieneprodukte* umfasst Babywindeln, Damenbinden, Tampons und Stillein-
lagen, bei denen es sich um Einmalprodukte handelt und die aus einem Gemisch von Naturfasern und Polymeren mit
einem Faseranteil von weniger als 90 % Massenanteil (mit Ausnahme von Tampons) bestehen.

(2)  Die Produktgruppe umfasst keine Inkontinenzprodukte und keine anderen Produktarten, die in den Geltungsbe-
reich der Richtlinie 93/42/EWG des Rates (%) fallen.

Artikel 2

Fiir die Zwecke dieses Beschlusses gelten die folgenden Begriffsbestimmungen:

1. ,Zellstoff*: hauptsichlich aus Zellulose bestehendes Fasermaterial, das durch die Behandlung von lignozellulosehalti-
gen Materialien mit einer oder mehreren wissrigen Losungen von Aufschluss- und/oder Bleichchemikalien gewonnen
wird;

2. ,optischer Aufheller* und ,fluoreszierender WeiSmacher*: Zusatzstoffe, die ausschlieflich zum ,Aufhellen“ oder
~Weillmachen“ des Materials verwendet werden;

(") ABL.L27vom 30.1.2010, S. 1.
() Richtlinie 93/42/EWG des Rates vom 14. Juni 1993 iiber Medizinprodukte (ABL. L 169 vom 12.7.1993, S. 1).
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3. ,Kunststoffe*: synthetische Polymere, denen unter Umstinden Zusatzstoffe oder andere Stoffe zugesetzt wurden und
die geformt werden und als Hauptstrukturbestandteil von fertigen Materialien und Gegenstinden dienen konnen;

4. ,synthetische Polymere*: makromolekulare Stoffe mit Ausnahme von Zellstoff, die absichtlich durch Polymerisierung
oder chemische Modifizierung natiirlicher oder synthetischer Makromolekiile oder durch mikrobielle Fermentation

gewonnen werden;

5. ,superabsorbierende Polymere*: synthetische Polymere, die fir die Absorption und Riickhaltung von im Vergleich zu
ihrer Eigenmasse hohen Fliissigkeitsmengen konzipiert sind.

Artikel 3

Um das EU-Umweltzeichen gemidf der Verordnung (EG) Nr. 66/2010 zu erhalten, muss das Produkt der in Artikel 1
definierten Produktgruppe ,absorbierende Hygieneprodukte* angehdren und die Kriterien sowie die damit verbundenen
Beurteilungs- und Priifanforderungen im Anhang erfiillen.

Artikel 4

Die Kriterien fur die Produktgruppe ,absorbierende Hygieneprodukte” sowie die entsprechenden Beurteilungs- und Priif-
anforderungen gelten ab Erlass dieses Beschlusses vier Jahre lang.

Artikel 5

Zu verwaltungstechnischen Zwecken erhilt die Produktgruppe ,absorbierende Hygieneprodukte* den Produktgruppen-
schliissel ,047*

Artikel 6

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Briissel, den 24. Oktober 2014

Fiir die Kommission
Janez POTOCNIK

Mitglied der Kommission
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ANHANG
ANFORDERUNGEN IN BEZUG AUF BEURTEILUNG UND PRUFUNG
Die konkreten Beurteilungs- und Priifanforderungen sind unter den einzelnen Kriterien angegeben.

Soweit der Antragsteller Erklirungen, Dokumente, Analysen, Testberichte oder andere Nachweise fiir die Erfillung der
Kriterien beibringen muss, konnen diese vom Antragsteller selbst oder von seinem Lieferanten oder beiden vorgelegt
werden.

Die zustindigen Stellen erkennen vorzugsweise solche Priifverfahren an, die gemdf der Norm ISO 17025 akkreditiert
sind, sowie Uberpriifungen, die von nach EN 45011 oder einer gleichwertigen internationalen Norm akkreditierten Stel-
len durchgefithrt werden.

Gegebenenfalls konnen andere als die fiir die einzelnen Kriterien angegebenen Priifmethoden angewandt werden, sofern
deren Gleichwertigkeit von der den Antrag priifenden zustindigen Stelle anerkannt wird.

Gegebenenfalls kann die zustindige Stelle weitere Unterlagen verlangen und eine unabhingige Prifung durchfithren.

Als Vorbedingung muss das Produkt alle einschldgigen gesetzlichen Anforderungen des bzw. der Staaten erfiillen, in
denen es in den Verkehr gebracht werden soll. Der Antragsteller muss erkldren, dass das Produkt diese Auflage erfiillt.

EU-UMWELTZEICHENKRITERIEN

Kriterien fiir die Vergabe des EU-Umweltzeichens fiir absorbierende Hygieneprodukte:

1. Produktbeschreibung

2. Zellstoff (Fluft Pulp)

3. Zellulose-Kunstfasern (einschliefSlich Viskose-, Modal-, Lyocell-, Cupro- und Triacetatfasern)
4. Baumwolle und andere natiirliche zellulosische Samenfasern

5. Kunststoffe und superabsorbierende Polymere

Andere Materialien und Bestandteile

Verbotene oder Beschrinkungen unterliegende Stoffe oder Gemische

Materialeffizienz bei der Herstellung

N=TEEe RN BN

Hinweise fiir die Entsorgung des Produkts

10. Gebrauchstauglichkeit und Qualitdt des Produkts
11. Soziale Aspekte

12. Angaben auf dem EU-Umweltzeichen

Die Kriterien des Umweltzeichens orientieren sich an den Produkten mit der besten Umweltleistung auf dem Markt der
absorbierenden Hygieneprodukte.

Kriterium 1. Produktbeschreibung

Eine Beschreibung des Produkts und der Verpackung (Produktbezeichnung, Einstufung, Funktionen) ist zusammen mit
allen folgenden Angaben vorzulegen:

— Gesamtgewicht des Produkts und der Verpackung,

— im Produkt verwendete Bestandteile, Materialien und Zusatzstoffe mit Angabe des jeweiligen Gewichts sowie gegebe-
nenfalls der jeweiligen CAS-Nummer.

Die Angaben zum Gewicht des Produkts sind auch auf der Verpackung anzubringen.

Beurteilung und Priifung:

Der Antragsteller legt ein Muster des Produkts und einen Bericht mit der technischen Beschreibung und der Angabe des
Gewichts des Produkts und aller verwendeten Bestandteile, Materialien und Zusatzstoffe vor.
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Kriterium 2. Zellstoff (Fluff Pulp)

2.1. Herkunft

Fir alle Zellstofffasern miissen giiltige Zertifikate fiir Riickverfolgungssysteme vorliegen, die von einem unabhingigen
externen Zertifizierungssystem wie FSC, PEFC oder einem gleichwertigen System ausgestellt wurden.

Fir mindestens 25 % der Zellstofffasern miissen gultige Zertifikate fiir nachhaltige Forstwirtschaft vorliegen, die von
einem unabhingigen externen Zertifizierungssystem wie FSC, PEFC oder einem gleichwertigen System ausgestellt wur-
den.

Der restliche Anteil an Zellstofffasern muss in einem Kontrollsystem erfasst sein, das sicherstellt, dass das Material aus
legalen Quellen stammt und anderen Anforderungen des Zertifizierungssystems an nicht zertifiziertes Material gentigt.

Die Zertifizierungsstellen, die Zertifikate fur nachhaltige Forstwirtschaft und/oder Riickverfolgungssysteme ausstellen,
miissen von dem betreffenden Zertifizierungssystem akkreditiert bzw. anerkannt sein.

Beurteilung und Priifung:

Der Antragsteller muss sich von dem/den Zellstofthersteller(n) giiltige, unabhingig zertifizierte Zertifikate fiir Riickverfol-
gungssysteme ausstellen lassen, die belegen, dass die Holzfasern im Einklang mit den Grundsdtzen der nachhaltigen
Forstwirtschaft erzeugt wurden und/oder aus legalen, kontrollierten Quellen stammen. FSC, PEFC oder gleichwertige Sys-
teme werden als unabhingige externe Zertifizierung akzeptiert.

2.2. Bleichen

Der im Produkt verwendete Zellstoff darf nicht unter Verwendung von Chlorgas gebleicht werden. Die Gesamtmenge
von AOX-Emissionen aus der Zellstoftherstellung darf 0,170 kg/ADT nicht iiberschreiten.

Beurteilung und Priifung:

Der Antragsteller muss eine Erklarung des Zellstoftherstellers vorlegen, dass kein Chlorgas verwendet wurde, sowie einen
Priifbericht, der die Einhaltung des Grenzwerts fiir AOX belegt. ISO 9562 oder die gleichwertige EPA 1650C werden als
Priifmethoden akzeptiert. Beizufiigen sind detaillierte Berechnungen, aus denen hervorgeht, dass dieses Kriterium erfullt
wird, sowie erginzende Unterlagen.

In den erginzenden Unterlagen ist die Hiufigkeit anzugeben, mit der die Messungen vorgenommen werden. AOX wird
nur in Prozessen gemessen, in denen Chlorverbindungen fir die Zellstoffbleiche eingesetzt werden.

Messungen werden an ungefilterten und nicht sedimentierten Proben vorgenommen, wahlweise nach der Aufbereitung
in der Produktionsanlage oder nach der Aufbereitung in einer 6ffentlichen Behandlungsanlage.

Sie erstrecken sich auf eine Produktion von zwolf Monaten. Die Messungen werden monatlich an reprisentativen 24-
Stunden-Mischproben vorgenommen.

Bei neuen oder umgebauten Produktionsanlagen oder bei einer Anderung des Prozesses in der Produktionsanlage werden
die Messungen wochentlich iiber einen Zeitraum von acht aufeinander folgenden Wochen ab Erreichen eines stabilen
Betriebs der Anlage durchgefithrt. Die Messungen miissen fiir die jeweilige Periode reprisentativ sein.

2.3. Optische Aufheller und Farbstoffe

Optische Aufheller und Farbstoffe, einschlieflich fluoreszierender Weimacher, diirfen dem Zellstoff nicht absichtlich
zugefiigt werden.

Beurteilung und Priifung:

Der Antragsteller muss eine Erklarung des Lieferanten vorlegen, dass die Anforderungen erfiillt sind.

2.4. Bei der Herstellung freigesetzte Emissionen von CSB und Phosphor (P) in Gewdsser sowie von Verbindungen von Schwefel (S) und NO, in die
Luft

Die bei der Herstellung von Zellstoff in die Luft und in Gewiésser gelangenden Emissionen werden in Belastungspunkten
(Pespr P Py, Pyo,) ausgedriickt. Zur Berechnung der Punkte werden die tatsichlichen Emissionen durch die in Tabelle 1
aufgefithrten Referenzwerte dividiert.

— Die Belastungspunkte P, P, Py, Py, diirfen jeweils einen Wert von 1,5 nicht iiberschreiten.

— Die Gesamtzahl der Belastungspunkte (P = Py + Py + Py + Py ) darf hochstens 4,0 betragen.

Gesamt
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Fir jeden verwendeten Zellstoff ,i“ sind die entsprechenden gemessenen Emissionen (ausgedriickt in kg/t luftgetrockneter
Zellstoff — ADT [Air Dried Ton]) gemdff dem Anteil des jeweils verwendeten Zellstoffs (Zellstoff ,i* bezogen auf eine
luftgetrocknete Tonne Zellstoff) zu gewichten und zu summieren. Die Referenzwerte der einzelnen verwendeten Zell-
stofftypen sind in Tabelle 1 aufgefithrt. Der Gesamtwert der Emissionen wird schlieflich durch die Summe der Referen-
zwerte geteilt. Nachstehend als Beispiel die Formel fur CSB:

CSBgesamt i=1 [Zellswjﬁ x CSBZE”“OﬁJ]

CSBRef.,gesamt B

i=1

PCSB =

=

[Zellstoff; x CSBryzeisofis]

Tabelle 1

Referenzwerte fiir Emissionen unterschiedlicher Zellstofftypen

Referenzwerte (kg/ADT)
Zellstoffsorte
CSBRcfcrcnz PRcfcrcnz SRcfcrcnz NOchfcrcnz
Gebleichter chemischer Zellstoff (kein Sulfitzell- 18,0 0,045 (* 0,6 1,6
stoff)
Gebleichter chemischer Zellstoff (Sulfitzellstoff) 25,0 0,045 0,6 1,6
CTMP-Zellstoff 15,0 0,01 0,2 0,3

(*) Bei der Berechnung werden die Nettoemissionen von Phosphor beriicksichtigt. Der in Holzrohstoffen und im Wasser natiirlicher-
weise vorkommende Phosphor kann von den P-Gesamtemissionen abgezogen werden. Verringerungen von bis zu 0,010 kg/ADT
werden akzeptiert.

Bei Anlagen zur Kraft-Warme-Kopplung konnen die S- und NO_-Emissionen aus der Stromerzeugung von der Gesamt-
menge abgezogen werden. Der Anteil der Emissionen aus der Warmeerzeugung wird anhand folgender Formel berech-
net: [MWh(Wirme) — MWh(Wirme) ]/IMWh(Wirme) + 2 x MWh(Strom)]

verkauft
Dabei ist

— MWh(Strom) der in der Anlage zur Kraft-Wirme-Kopplung erzeugte Strom,
— MWh(Wirme) die im Rahmen der Kraft-Wirme-Kopplung erzeugte Warme,
— MWh(Wirme) die auferhalb der Zellstoffanlage genutzte Nutzwirme.

verkauft

Beurteilung und Priifung:

Der Antragsteller legt detaillierte Berechnungen vor, aus denen hervorgeht, dass dieses Kriterium erfullt wurde; die ergin-
zenden Unterlagen umfassen Berichte tiber Priifungen gemif§ den folgenden Priifmethoden:

— CSB: 1SO 6060, EPA SM 5220D oder HACH 8000;

— P: ISO 6878, SM4500, APAT IRSA CNR 4110 oder Dr Lange LCK 349;
— S(Oxid.): EPA 8 oder gleichwertig;

— S(Red.): EPA 8, EPA 16A oder gleichwertig;

— S-Gehalt in Ol: ISO 8754 oder EPA §;

— S-Gehalt in Kohle: ISO 351 oder EPA §;

— NO,: ISO 11564 oder EPA 7E.

Die erginzenden Unterlagen enthalten Angaben zur Hiufigkeit der Messungen sowie zur Berechnung der Belastungs-
punkte fiir CSB, P, S und NO,. Ferner enthalten die Unterlagen Angaben zu simtlichen bei der Zellstoftherstellung entste-
henden S- und NO,-Emissionen einschlieflich des Dampfes, der aulerhalb der Produktionsanlage erzeugt wird; nicht zu
beriicksichtigen sind Emissionen, die in Verbindung mit der Erzeugung von elektrischem Strom entstehen.

Die Messungen erstrecken sich auf Riickgewinnungskessel, Kalkofen, Dampfkessel und Verbrennungsofen fiir stark rie-
chende Gase. Diffuse Emissionen sind zu beriicksichtigen.
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Die in den Berichten zu erfassenden S-Emissionen in die Luft umfassen oxidierten und reduzierten S (Dimethylsulfid,
Methylmercaptan, Schwefelwasserstoff und dhnliche Emissionen). Die S-Emissionen in Verbindung mit der Erzeugung
von Wirmeenergie aus Ol, Kohle und sonstigen externen Brennstoffen mit bekanntem S-Gehalt konnen gemessen oder
berechnet werden und sind zu beriicksichtigen.

Messungen der Emissionen in Gewisser werden an ungefilterten und nicht sedimentierten Proben vorgenommen, wahl-
weise nach der Aufbereitung in der Produktionsanlage oder nach der Aufbereitung in einer offentlichen Behandlungsan-
lage.

Die Messungen erstrecken sich auf eine Produktion von zwolf Monaten. CSB und P werden monatlich, S und NO, jihr-
lich gemessen. Alternativ konnen kontinuierliche Messungen akzeptiert werden, sofern sie mindestens einmal jahrlich
durch Dritte iiberpriift werden.

Bei neuen oder umgebauten Produktionsanlagen oder bei einer Anderung des Prozesses in der Produktionsanlage werden
die Messungen wochentlich tiber einen Zeitraum von acht aufeinander folgenden Wochen ab Erreichen eines stabilen
Betriebs der Anlage durchgefithrt. Die Messungen miissen fiir die jeweilige Periode reprisentativ sein.

2.5. CO,-Emissionen aus der Produktion

Die CO,-Emissionen aus nicht erneuerbaren Energiequellen diirfen einschlieflich der bei der Stromerzeugung (auf dem
Werksgeldnde oder aufSerhalb des Werksgeldndes) freigesetzten Emissionen maximal 450 kg pro Tonne hergestellten Zell-
stoff betragen. Fiir die Berechnung der CO,-Emissionen aus Brennstoffen werden die in Tabelle 2 aufgefithrten Referenze-
missionswerte herangezogen.

Tabelle 2

Referenzwerte fiir CO,-Emissionen aus unterschiedlichen Energiequellen

Brennstoff CO, ;.. -Emissionen Einheit
Kohle 95 g CO, foa/MJ
Rohol 73 g CO, foa/MJ
Heizol (Grad 1) 74 g CO, M
Heizol (Grade 2-5) 77 g CO, M
Fliissiggas 69 g CO, u/MJ
Erdgas 56 g CO, /M
Netzstrom 400 g €O, foa/kWh

Beurteilung und Priifung:

Der Antragsteller legt detaillierte Berechnungen, aus denen hervorgeht, dass dieses Kriterium erfullt wird, sowie ergin-
zende Unterlagen vor.

Der Antragsteller legt Daten zu Kohlendioxidemissionen in die Luft vor. Dabei werden alle Quellen nicht erneuerbarer
Brennstoffe beriicksichtigt, die bei der Zellstoffproduktion verwendet werden, einschlieflich der Emissionen aus der
Stromerzeugung (auf dem Werksgeldnde oder aufSerhalb des Werksgeldndes).

Die Messungen erstrecken sich auf eine Produktion von zwolf Monaten. Die Messungen erfolgen jahrlich.

Bei neuen oder umgebauten Produktionsanlagen oder bei einer Anderung des Prozesses in der Produktionsanlage werden
die Messungen wochentlich iiber einen Zeitraum von acht aufeinander folgenden Wochen ab Erreichen eines stabilen
Betriebs der Anlage durchgefiihrt. Es miissen auch Ergebnisse nach einer Produktion von zwolf Monaten vorgelegt wer-
den. Die Messungen miissen fiir die jeweilige Periode reprisentativ sein.
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Die fur die Produktionsprozesse erworbene und verbrauchte Energiemenge aus erneuerbaren Quellen (') geht nicht in die
Berechnung der CO,-Emissionen ein: Der Antragsteller legt geeignete Unterlagen vor, aus denen hervorgeht, dass diese
Art Energie in der Produktionsanlage tatsichlich eingesetzt oder von Dritten bezogen wird.

Kriterium 3. Zellulose-Kunstfasern (einschliefSlich Viskose-, Modal-, Lyocell-, Cupro- und Triacetatfasern)

3.1. Herkunft

a) Fir alle Zellstofffasern miissen giiltige Zertifikate fur Riickverfolgungssysteme vorliegen, die von einem unabhingigen
externen Zertifizierungssystem wie FSC, PEFC oder einem gleichwertigen System ausgestellt wurden.

Fir mindestens 25 % der Zellstofffasern miissen giiltige Zertifikate fiir nachhaltige Forstwirtschaft vorliegen, die von
einem unabhingigen externen Zertifizierungssystem wie FSC, PEFC oder einem gleichwertigen System ausgestellt wur-
den.

Der restliche Anteil an Zellstofffasern muss in einem Kontrollsystem erfasst sein, das sicherstellt, dass das Material aus
legalen Quellen stammt und anderen Anforderungen des Zertifizierungssystems an nicht zertifiziertes Material
geniigt.

Die Zertifizierungsstellen, die Zertifikate fiir nachhaltige Forstwirtschaft und/oder Riickverfolgungssysteme ausstellen,
miissen von dem betreffenden Zertifizierungssystem akkreditiert bzw. anerkannt sein.

b) Aus Baumwoll-Lintern hergestellter Chemiezellstoff muss das Kriterium 4.1 fiir Baumwolle (Herkunft und Riickver-
folgbarkeit) erfiillen.

Beurteilung und Priifung:

a) Der Antragsteller muss sich von dem/den Zellstofthersteller(n) giiltige, unabhingig zertifizierte Zertifikate fur Riick-
verfolgungssysteme ausstellen lassen, die belegen, dass die Holzfasern im Einklang mit den Grundsitzen der nachhal-
tigen Forstwirtschaft erzeugt wurden und/oder aus legalen, kontrollierten Quellen stammen. FSC, PEFC oder gleich-
wertige Systeme werden als unabhingige externe Zertifizierung akzeptiert.

b) Der Antragsteller muss die Einhaltung des Kriteriums 4.1 fiir Baumwolle (Herkunft und Riickverfolgbarkeit) nachwei-
ser.
3.2. Bleichen

Der zur Faserherstellung verwendete Zellstoff darf nicht unter Verwendung von Chlorgas gebleicht werden. Die entste-
hende Gesamtmenge an adsorbierbaren organisch gebundenen Halogenen (AOX) und organisch gebundenem Chlor
(OCl) darf die folgenden Obergrenzen nicht iiberschreiten:

— 0,170 kg/ADT bei Messung im Abwasser aus der Zellstoftherstellung (AOX), oder

— 150 ppm bei Messung in den fertigen Fasern (OCl).

Beurteilung und Priifung:

Der Antragsteller muss eine Erklarung des Zellstofflieferanten vorlegen, dass kein Chlorgas verwendet wurde, sowie einen
Priifbericht, der die Einhaltung der Anforderungen in Bezug auf AOX bzw. OCl belegt. Als Priifmethode ist zu verwen-
den:

— 1SO 9562 oder die gleichwertige EPA 1650C fir AOX;
— 1SO 114380 fir OCL

Die Haufigkeit der Messungen von AOX wird im Einklang mit dem Kriterium 2.2 fiir Zellstoff (Fluff Pulp) festgesetzt.

3.3 Optische Aufheller und Farbstoffe

Optische Autheller und Farbstofte, einschliefSlich fluoreszierender Weifmacher, diirfen den Fasern nicht absichtlich zuge-
fugt werden.

Beurteilung und Priifung:

Der Antragsteller muss eine Erklirung des Herstellers vorlegen, dass die Anforderungen erfiillt sind.

() Gemaf der Begriffsbestimmung in der Richtlinie 2009/28/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 zur Forde-
rung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen und zur Anderung und anschlieBenden Aufhebung der Richtlinien
2001/77/EG und 2003/30/EG (ABL L 140 vom 5.6.2009, S. 16).
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3.4 Faserherstellung

a) Mehr als 50 % des fiir die Faserherstellung verwendeten Zellstoffs miissen von Zellstoftherstellungsbetrieben erwor-
ben werden, die ihre ausgezogenen Prozessflotten verwerten, in dem sie entweder

— vor Ort Strom und Dampf erzeugen oder
— chemische Nebenprodukte herstellen.

b) Bei der Herstellung von Viskose- und Modalfasern diirfen die Emissionen von Schwefelverbindungen in die Luft die
folgenden Grenzwerte nicht tibersteigen:

Tabelle 3

Schwefelemissionen bei Viskose- und Modalfasern

Faserart Schwefelemissionen in die Luft — Grenzwert (g/kg)
Stapelfaser 30
Filamentfaser
— Chargenwische 40
— integrierte Wische 170

Hinweis: Die Grenzwerte sind als Jahresdurchschnitt ausgedriick.

Beurteilung und Priifung:

a) Der Antragsteller muss die Faserhersteller anhalten, eine Liste der Zellstoftlieferanten vorzulegen, auf die fir die Her-
stellung der Fasern zuriickgegriffen wird, und den Anteil des von ihnen gelieferten Zellstoffs anzugeben. Es muss
dokumentiert und nachgewiesen werden, dass der vorgeschriebene Prozentsatz der Lieferanten an den betreffenden
Produktionsstitten die entsprechende Ausriistung zur Energieerzeugung und/oder zur Wiedergewinnung und Herstel-
lung von Nebenprodukten hat.

b) Der Antragsteller muss ausfiihrliche Unterlagen und Priifberichte einreichen, aus denen hervorgeht, dass dieses Krite-
rium erfiillt ist, und eine diesbeziigliche Erklarung vorlegen.

Kriterium 4. Baumwolle und andere natiirliche zellulosische Samenfasern

4.1. Herkunft und Riickverfolgbarkeit

a) Baumwolle muss entsprechend den Anforderungen in der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates ('), dem National
Organic Program (NOP) der USA oder gleichwertigen rechtlichen Verpflichtungen der Handelspartner der EU ange-
baut worden sein. Der Anteil 6kologischer Baumwolle kann Baumwolle aus 6kologischem Anbau und Ubergangs-
baumwolle umfassen.

b) Im Einklang mit dem Kriterium 4.1 Buchstabe a angebaute und fiir die Herstellung von absorbierenden Hygienepro-
dukten verwendete Baumwolle muss von der Uberpriifung der Produktionsstandards aus riickverfolgbar sein.

Beurteilung und Priifung:

a) Eine unabhingige Kontrollstelle muss zertifizieren, dass der Anteil dkologischer Baumwolle im Einklang mit den Pro-
duktions- und Kontrollvorschriften der Verordnung (EG) Nr. 834/2007, dem National Organic Program (NOP) der
USA oder den Vorschriften anderer Handelspartner erzeugt wurde. Die Uberpriifung erfolgt jihrlich fiir jedes
Ursprungsland.

b) Der Antragsteller muss nachweisen, dass die Anforderung in Bezug auf den Baumwollanteil fiir jede Produktlinie in
Bezug auf die fur die Herstellung des/der Enderzeugnisse(s) gekaufte Jahresmenge Baumwolle eingehalten wird. Es sind
Belege iiber Transaktionen oder Rechnungen vorzulegen, aus denen die pro Jahr von Landwirten oder Erzeugergrup-
pierungen gekaufte Menge Baumwolle und das Gesamtgewicht zertifizierter Ballen hervorgeht.

4.2. Bleichen
Baumwolle darf nicht unter Verwendung von Chlorgas gebleicht werden.

(") Verordnung (EG) Nr. 834/2007 des Rates vom 28. Juni 2007 iiber die 6kologische/biologische Produktion und die Kennzeichnung von
okologischen/biologischen Erzeugnissen und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 (ABL. L 189 vom 20.7.2007, S. 1).
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Beurteilung und Priifung:

Der Antragsteller muss eine Erklarung des Lieferanten vorlegen, dass kein Chlorgas verwendet wird.

4.3. Optische Aufheller und Farbstoffe

Optische Aufheller und Farbstoffe, einschliefSlich fluoreszierender Weiffmacher, diirfen der Baumwolle nicht absichtlich
zugefligt werden.

Beurteilung und Priifung:

Der Antragsteller muss eine Erkldrung des Lieferanten vorlegen, dass die Anforderungen erfiillt sind.

Kriterium 5. Kunststoffe und superabsorbierende Polymere

5.1. Herstellung von synthetischen Polymeren und Kunststoffen

Alle Anlagen, in denen im Produkt verwendete synthetische Polymere und Kunststoffe hergestellt werden, miissen iiber
Systeme verftigen fiir

— Wassereinsparungen (z. B. Uberwachung des Wasserstroms in einer Anlage und Wasserkreislauf in geschlossenen Sys-
temen);

— integrierte Abfallbewirtschaftung (Plan) fur eine optimale Vermeidung, Wiederverwendung, Verwertung, Riickgewin-
nung und Entsorgung von Abfillen (z. B. Trennung verschiedener Abfallfraktionen);

— Optimierung von Energieeffizienz und Energiemanagement (z. B. Wiederverwendung des bei der Herstellung von
superabsorbierenden Polymeren erzeugten Dampfs).
Beurteilung und Priifung:

Der Antragsteller muss eine Erklirung der Lieferanten iiber die Einhaltung dieser Anforderung vorlegen. Der Erklirung
ist ein Bericht beizuftigen mit einer detaillierten Beschreibung der Verfahren, mit denen die Lieferanten die Anforderung
fiir alle betroffenen Produktionsstitten erfiillen.

5.2. Zusatzstoffe in Kunststoffen

a) Die Gehalte an Blei, Cadmium, sechswertigem Chrom und deren Verbindungen miissen weniger als 0,01 %
(100 ppm) der Masse jedes im Produkt verwendeten Kunststoffs und synthetischen Polymers betragen.

b) In Kunststoffen verwendeten Zusatzstoffen in Konzentrationen von iiber 0,10 % Massenanteil diirfen keine der nach-
stehenden Gefahrenhinweise gemifl den Einstufungsregeln der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 des Europdischen
Parlaments und des Rates (') zugeordnet sein:

— karzinogen, erbgutschddigend oder reproduktionstoxisch, Kategorien 1a, 1b und 2 (H340, H350, H350i, H360F,
H360D, H360FD, H360Fd, H360Df);

— akut toxisch, Kategorien 1 und 2 (H300, H310, H330, H304);

— toxisch fiir spezifische Zielorgane (STOT), Kategorie 1 (H370, H372);

— gewissergefihrdend, Kategorien 1 und 2 (H400, H410, H411).
Beurteilung und Priifung:

a), b) Der Antragsteller muss eine Erklirung der Lieferanten tiber die Einhaltung dieser Anforderungen vorlegen. Zudem
ist eine Liste der zugefiigten Stoffe mit Angabe der Konzentrationen und der jeweiligen Gefahrenhinweise/Risikositze
vorzulegen, untermauert durch Sicherheitsdatenblatter.

Zur Erleichterung des Follow-ups und der Uberwachung der vorgelegten Dokumentation kann eine Zufallsstichprobe
von Lieferanten tiberpriift werden. Der Lieferant gestattet Zugang zu den Produktionsanlagen, Lagern und dhnlichen Ein-
richtungen. Alle iibermittelten und weitergegebenen Dokumentationen und Informationen werden vertraulich behandelt.

(") Verordnung (EG) Nr. 12722008 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008 iiber die Einstufung, Kennzeich-
nung und Verpackung von Stoffen und Gemischen, zur Anderung und Aufhebung der Richtlinien 67/548/EWG und 1999/45/EG und
zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 (ABL. L 353 vom 31.12.2008, S. 1).
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5.3. Superabsorbierende Polymere
a) Acrylamid (CAS-Nummer: 79-06-1) darf dem Produkt nicht absichtlich zugefiigt werden.

b) Im Produkt verwendete superabsorbierende Polymere diirfen hochstens 1 000 ppm Restmonomere enthalten, denen
die unter Kriterium 7 (Verbotene oder Beschrankungen unterliegende Stoffe oder Gemische) genannten Gefahrenhin-
weise zugeordnet sind. Bei Natriumpolyacrylat handelt es sich dabei um die Gesamtmenge an ungebundener Acryl-
sdure und Vernetzungsmitteln.

¢) Im Produkt verwendete superabsorbierende Polymere diirfen hochsten 10 % Massenanteil wasserlosliche Extrakte ent-
halten, und diese miissen dem Kriterium 7 (Verbotene oder Beschrinkungen unterliegende Stoffe oder Gemische) ent-
sprechen. Bei Natriumpolyacrylat handelt es sich dabei um Monomere und Oligomere der Acrylsdure, deren Moleku-
largewicht unter dem des superabsorbierenden Polymers liegt (geméf ISO 17190).

Beurteilung und Priifung:
a) Der Antragsteller muss eine Erklarung vorlegen, dass der Stoff nicht verwendet wurde.

b) Der Antragsteller muss eine Erklirung des Lieferanten vorlegen, in der die Zusammensetzung des oder der im Pro-
dukt verwendeten superabsorbierenden Polymere dokumentiert ist. Dies geschieht anhand von Produktsicherheitsda-
tenbldttern, in denen die vollstindige Bezeichnung und die CAS-Nummer, die im Produkt enthaltenen, ordnungsge-
méf eingestuften Restmonomere sowie die entsprechenden Mengen angegeben sind, Empfohlene Priifmethoden sind
ISO 17190 und WSP 210. Die verwendeten Analysemethoden sind zu beschreiben und die Namen der Analyselabors
sind anzugeben.

¢) Der Antragsteller muss eine Erklirung des Lieferanten vorlegen, in der die Menge an wasserloslichen Extrakten in
dem oder den superabsorbierenden Polymeren angegeben ist. Empfohlene Priifmethoden sind ISO 17190 und
WSP 270. Die verwendeten Analysemethoden sind zu beschreiben und die Analyselabors sind anzugeben.

Kriterium 6. Andere Materialien und Bestandteile

6.1. Klebstoffe

Klebstoffe diirfen keinen der folgenden Stoffe enthalten:

— Kolophoniumharze (CAS-Nummern 8050-09-7, 8052-10-6, 73138-82-6),
— Diisobutylphthalat (DIBP, CAS-Nummer 84-69-5),

— Diisononylphthalat (DINP, CAS-Nummer 28553-12-0),

— Formaldehyd (CAS-Nummer 50-00-0).

Diese Anforderung entfillt, wenn diese Stoffe dem Material oder dem Endprodukt nicht absichtlich zugefiigt werden und
in den Klebstoffen in Konzentrationen von weniger als 100 ppm (0,010 % Massenanteil) vorkommen.

Die Obergrenze fiir den Gehalt an wihrend der Klebstoffherstellung erzeugtem Formaldehyd betrdgt 250 ppm, gemessen
in der frisch hergestellten Polymerdispersion. Der Gehalt an freiem Formaldehyd in ausgehirtetem Klebstoff darf 10 ppm
nicht @ibersteigen. Schmelzklebstoffe sind von dieser Anforderung ausgenommen.

Beurteilung und Priifung:

Der Antragsteller muss eine Erklarung des Lieferanten vorlegen, dass die Anforderungen erfiillt sind. Sicherheitsdatenblat-
ter konnen als Nachweis verwendet werden. Die Priifergebnisse fiir Formaldehyd sind vorzulegen (aufler bei Schmelz-
klebstoffen).

6.2. Druckfarben und Farbstoffe

Das Produkt und homogene Bestandteile davon diirfen nicht gefirbt sein. Diese Anforderung gilt nicht fiir
— Riickholbédndchen fiir Tampons, Verpackungsmaterialien und Klebebénder.

— Titandioxid in Polymeren und Viskose;

— Materialien, die nicht direkt mit der Haut in Berithrung kommen, diirfen gefirbt sein, wenn der Farbstoff bestimmte
Funktionen erfiillt (z. B. Verringerung der Sichtbarkeit des Produkts durch weiffe oder helle Kleidung, Markierung der
Landezone fiir Klebebidnder, Anzeige von Nisse).

Druckfarben und Farbstoffe miissen auch dem Kriterium 7 (Verbotene oder Beschriankungen unterliegende Stoffe oder
Gemische) entsprechen.
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Beurteilung und Priifung:

Der Antragsteller muss eine Erkldrung vorlegen, dass die Anforderungen erfiillt sind, und auch von den Lieferanten eine
solche Erklirung verlangen. Bei Verwendung von Farbstoffen ist deren Vorhandensein durch Angabe der besonderen
Funktion zu begriinden.

6.3. Duftstoffe

a) Produkte, die als fir Kinder konzipiert und bestimmt vermarktet werden, sowie Tampons und Stilleinlagen diirfen
keine Duftstoffe enthalten.

b) Alle dem Produkt als Duftstoff zugefiigten Einsatzstoffe und Gemische miissen nach dem Verfahrenskodex des inter-
nationalen Duftstoffverbandes (IFRA) hergestellt und behandelt worden sein. Der Kodex steht auf der IFRA-Website
zur Verfiigung: http:/[www.ifraorg.org. Die Empfehlungen der IFRA beziiglich Verbot, begrenzter Verwendung und
festgelegten Reinheitskriterien sind vom Hersteller zu beachten.

¢) Alle verwendeten Duftstoffe miissen zudem unabhingig von ihrer Konzentration im Endprodukt dem Kriterium 7
(Verbotene oder Beschrankungen unterliegende Stoffe oder Gemische) entsprechen.

d) Duftstoffe und Zutaten von Duftstoffmischungen, die vom Wissenschaftlichen Ausschuss ,Verbrauchersicherheit*
(SCCS) als etablierte Kontaktallergene von besonderer Bedeutung identifiziert wurden (), sowie Dulftstoffe, die nach
Anhang IIT der Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 des Européischen Parlaments und des Rates (?) in der Liste von Zuta-
ten anzugeben sind, diirfen nicht verwendet werden. Auflerdem diirfen keine Nitromoschus- und polyzyklischen
Moschusverbindungen verwendet werden.

e) Die Verwendung von Duftstoffen ist auf der Verpackung des Produkts anzugeben. Duftstoffe und/oder Zutaten von
Duftstoffmischungen, die vom Wissenschaftlichen Ausschuss ,Verbrauchersicherheit als etablierte Kontaktallergene
beim Menschen identifiziert wurden und deren Verwendung nicht durch Kriterium 6.3 Buchstaben ¢ und d
beschrinkt wird, sind zusitzlich aufzufiihren.

Beurteilung und Priifung:

Der Antragsteller muss eine — gegebenenfalls durch eine Erklirung des Duftstoftherstellers gestiitzte — Erklarung vorle-
gen, dass alle unter den Buchstaben a bis e festgelegten Anforderungen erfillt sind. Aulerdem sind bei Verwendung von
Duftstoffen die Liste der verwendeten Duftstoffe und ein visueller Nachweis dafiir vorzulegen, dass auf der Verpackung
entsprechende Angaben hinzugefiigt wurden.

6.4. Lotionen

a) In Damenbinden, Tampons und Stilleinlagen diirfen keine Lotionen verwendet werden. Die Verwendung von Lotio-
nen in anderen Produkten ist auf der Verpackung anzugeben.

b) In anderen Produkten als Damenbinden, Tampons und Stilleinlagen verwendete Lotionen miissen unabhingig von
ihrer Konzentration im Endprodukt den Kriterien 6.3 (Duftstoffe) und 7 (Verbotene oder Beschrinkungen unterlie-
gende Stoffe oder Gemische) entsprechen.

¢) Die folgenden Stoffe diirfen nicht verwendet werden: Triclosan, Parabene, Formaldehyd und Formaldehydabspalter.
Beurteilung und Priifung:

Der Antragsteller muss eine — gegebenenfalls durch eine Erklirung des Lotionherstellers gestiitzte — Erklirung vorlegen,
dass die Anforderungen erfiillt sind. Bei Verwendung von Lotionen ist ein visueller Nachweis dafiir vorzulegen, dass auf
der Verpackung entsprechende Angaben hinzugefiigt wurden.

6.5. Silikon

a) Werden Bestandteile des Produkts mit Silikon behandelt, muss der Hersteller sicherstellen, dass die Beschiftigten vor
den Losemitteln geschiitzt sind.

b) Die fir die Silikonbehandlung verwendeten Chemikalien diirfen weder Octamethyl-Cyclotetrasiloxan D4
(CAS 556-67-2) noch Decamethyl-Cyclopentasiloxan D5 (CAS 541-02-6) enthalten. Diese Anforderung entfillt,
wenn D4 und D5 dem Material oder dem Endprodukt nicht absichtlich zugefiigt werden und im Silikon in Konzent-
rationen von weniger als 100 ppm (0,01 % Massenanteil) vorkommen.

(") Stellungnahme des SCCS von Juni 2012 zu Duftstoffallergenen in kosmetischen Mitteln http://ec.curopa.eu/health/scientific_
committees/consumer_safety/docs/sccs_o_102.pdf

(¥ Verordnung (EG) Nr. 1223/2009 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 iiber kosmetische Mittel
(ABIL.L 342 vom 22.12.2009, S. 59).


http://www.ifraorg.org
http://ec.europa.eu/health/scientific_committees/consumer_safety/docs/sccs_o_102.pdf
http://ec.europa.eu/health/scientific_committees/consumer_safety/docs/sccs_o_102.pdf
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Beurteilung und Priifung:

a) Der Antragsteller muss Angaben zu dem verwendeten Verfahren der Silikonbehandlung sowie eine Dokumentation
vorlegen, mit der der Schutz der Beschiftigten bescheinigt wird.

b) Der Antragsteller muss eine Erklarung des Lieferanten vorlegen, dass diese Anforderung erfullt ist.

6.6. Nanosilberpartikel

Dem Produkt oder einem homogenen Bestandteil oder Material davon diirfen keine Nanosilberpartikel absichtlich zuge-
fugt werden.

Beurteilung und Priifung:

Der Antragsteller muss eine Erklirung vorlegen, dass diese Anforderung erfiillt ist, und auch von den Lieferanten eine
solche Erkldrung verlangen.

Kriterium 7. Verbotene oder Beschrinkungen unterliegende Stoffe oder Gemische

7.1. Gefihrliche Stoffe und Gemische

Das EU-Umweltzeichen darf nicht vergeben werden fiir Produkte oder fur in diesen Produkten verwendete Erzeugnisse
gemdfd der Begriffsbestimmung in Artikel 3 Nummer 3 der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europdischen Parla-
ments und des Rates (*) oder fiir homogene Bestandteile dieser Produkte, die Stoffe oder Gemische enthalten, die die Kri-
terien fiir die Zuordnung der in Tabelle 4 aufgefithrten Gefahrenhinweise oder Risikositze gemify der Verordnung (EG)
Nr. 1272/2008 bzw. der Richtlinie 67/548/EWG des Rates (*) erfiillen, oder Stoffe oder Gemische gemaf Artikel 57 der
Verordnung (EG) Nr. 19072006, sofern nicht eine besondere Ausnahme gewahrt wurde.

Die jeweils neuesten von der Europdischen Union angenommenen Vorschriften fiir die Einstufung haben Vorrang vor
den aufgefithrten Gefahreneinstufungen und Risikosdtzen. Deshalb muss der Antragsteller sicherstellen, dass alle Einstu-
fungen auf der Grundlage der neuesten Vorschriften zur Einstufung erfolgen.

Die in Tabelle 4 aufgefiihrten Gefahrenhinweise und Risikositze bezichen sich im Allgemeinen auf Stoffe. Wenn jedoch
Angaben zu Stoffen nicht verfiigbar sind, kommen die Einstufungsregeln fiir Gemische zur Anwendung.

Stoffe oder Gemische, deren Eigenschaften sich bei der Verarbeitung dndern, so dass ihre Bioverfiigbarkeit nicht mehr
gegeben ist, oder die chemischen Verinderungen unterliegen, so dass die betreffende Gefahr entfillt, sind vom
Kriterium 7.1 ausgenommen. Dazu zdhlen beispielsweise modifizierte Polymere und Monomere oder Zusatzstoffe, die
kovalent an Kunststoff gebunden sind.

Die Grenzwerte fuir die Konzentration von Stoffen und Gemischen, denen die in Tabelle 4 aufgefithrten Gefahrenhinweise
oder Risikositze zugeordnet wurden oder die die Kriterien fiir eine solche Zuordnung erfiillen, und die Konzentrations-
grenzwerte fiir Stoffe entsprechend Artikel 57 Buchstaben a, b oder ¢ der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 diirfen die
nach Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 festgelegten allgemeinen oder spezifischen Grenzwerte nicht tiber-
schreiten. Spezifisch ermittelte Grenzwerte fiir die Konzentration haben Vorrang vor allgemeinen Grenzwerten.

Tabelle 4

Gefahrenhinweise und Risikositze

Gefahrenhinweis () Risikosatz ()
H300 Lebensgefahr bei Verschlucken R28
H301 Giftig bei Verschlucken R25
H304 Kann bei Verschlucken und Eindringen in die Atemwege todlich sein R65
H310 Lebensgefahr bei Hautkontakt R27

(") Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2006 zur Registrierung, Bewertung,
Zulassung und Beschrinkung chemischer Stoffe (REACH), zur Schaffung einer Europdischen Chemikalienagentur, zur Anderung der
Richtlinie 1999/45/EG und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 793/93 des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1488/94 der Kommis-
sion, der Richtlinie 76/769/EWG des Rates sowie der Richtlinien 91/155/EWG, 93/67/EWG, 93/105/EG und 2000/21/EG der Kommis-
sion (ABI. L 396 vom 30.12.2006, S. 1).

(* Richtlinie 67/548/EWG des Rates vom 27. Juni 1967 zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften fiir die Einstufung, Ver-
packung und Kennzeichnung gefihrlicher Stoffe (ABl. 196 vom 16.8.1967, S. 1).
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Gefahrenhinweis ()

Risikosatz ()

H311 Giftig bei Hautkontakt R24
H330 Lebensgefahr bei Einatmen R23/26
H331 Giftig bei Einatmen R23
H340 Kann genetische Defekte verursachen R46
H341 Kann vermutlich genetische Defekte verursachen R68
H350 Kann Krebs erzeugen R45
H350i Kann beim Einatmen Krebs erzeugen R49
H351 Kann vermutlich Krebs erzeugen R40
H360F Kann die Fruchtbarkeit beeintrachtigen R60
H360D Kann das Kind im Mutterleib schidigen R61

H360FD Kann die Fruchtbarkeit beeintrichtigen. Kann das Kind im Mutterleib

R60/61/60-61

schadigen

H360Fd Kann die Fruchtbarkeit beeintrichtigen. Kann vermutlich das Kind im | R60/63
Mutterleib schddigen

H360Df Kann das Kind im Mutterleib schidigen. Kann vermutlich die Fruchtbar- | R61/62
keit beeintrichtigen

H361f Kann vermutlich die Fruchtbarkeit beeintrichtigen R62
H361d Kann vermutlich das Kind im Mutterleib schidigen R63
H361fd Kann vermutlich die Fruchtbarkeit beeintrichtigen. Kann vermutlich das | R62-63
Kind im Mutterleib schidigen

H362 Kann Siuglinge iiber die Muttermilch schidigen R64

H370 Schidigt die Organe

R39/23/24[25/26/27/28

H371 Kann die Organe schidigen R68/20/21/22
H372 Schidigt die Organe bei lingerer oder wiederholter Exposition R48/25/24/23
H373 Kann die Organe schidigen bei lingerer oder wiederholter Exposition R48/20/21/22
H400 Sehr giftig fiir Wasserorganismen R50

H410 Sehr giftig fir Wasserorganismen, mit langfristiger Wirkung R50-53

H411 Giftig fur Wasserorganismen, mit langfristiger Wirkung R51-53

H412 Schadlich fur Wasserorganismen, mit langfristiger Wirkung R52-53

H413 Kann fir Wasserorganismen schadlich sein, mit langfristiger Wirkung R53

EUHO059 Die Ozonschicht schidigend R59

EUHO029 Entwickelt bei Berithrung mit Wasser giftige Gase R29
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Gefahrenhinweis (3 Risikosatz (t)
EUHO031 Entwickelt bei Berithrung mit Sadure giftige Gase R31
EUHO032 Entwickelt bei Berithrung mit Sdure sehr giftige Gase R32
EUHO070 Giftig bei Berithrung mit den Augen R39-41

H317 (Gefahrenkategorie 1A): Kann allergische Hautreaktionen verursachen (aus- | R43
losende Konzentration > 0,1 % Massenanteil) (<)

H317 (Gefahrenkategorie 1 B): Kann allergische Hautreaktionen verursachen (aus-
losende Konzentration > 1,0 % Massenanteil) (9)

H334: Kann bei Einatmen Allergie, asthmaartige Symptome oder Atembeschwer- | R42
den verursachen

Erlauterungen

() Gemif$ der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008.

(") Gemif$ der Richtlinie 67/548/EWG und der Richtlinie 1999/45/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 31. Mai 1999
zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten fiir die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung
gefihrlicher Zubereitungen (ABL L 200 vom 30.7.1999, S. 1).

() GemdR der Verordnung (EU) Nr. 286/2011 der Kommission vom 10. Mirz 2011 zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008
des Europdischen Parlaments und des Rates iiber die Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen
zwecks Anpassung an den technischen und wissenschaftlichen Fortschritt (ABL L 83 vom 30.3.2011, S. 1).

Beurteilung und Priifung:

Der Antragsteller muss die Materialliste des Produkts einschlieflich einer Liste aller Erzeugnisse und homogener Bestand-
teile des Produkts vorlegen.

Der Antragsteller muss priifen, ob Stoffe und Gemische vorliegen, denen die unter diesem Kriterium genannten Gefah-
renhinweise und Risikositze zugeordnet werden konnen. Der Antragsteller muss eine Erklirung siber die Einhaltung der
Anforderungen dieses Kriteriums fiir das Produkt, jedes Erzeugnis und jeden homogenen Bestandteil des Produkts vorle-
gen.

Der Antragsteller muss die geeigneten Formen der Uberpriifung auswihlen. Nachstehend sind die wichtigsten Formen
der Uberpriifung aufgefiihrt:

— homogene Bestandteile und alle damit verbundenen Behandlungen oder Verunreinigungen (z. B. superabsorbierende
Polymerschicht): Es sind Sicherheitsdatenbldtter vorzulegen fiir die Materialien, aus denen der betreffende Teil des
Produkts besteht, sowie fiir die zur Formulierung und Behandlung der Materialien verwendeten Stoffe und Gemische,
die im fertigen Teil in einer Konzentration {iber dem Beriicksichtigungsgrenzwert von 0,10 % Massenanteil verblei-
ben, es sei denn, im Einklang mit Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 findet ein niedrigerer allgemeiner
oder spezifischer Konzentrationsgrenzwert Anwendung;

— chemische Rezepturen, die dem Produkt oder Bestandteilen des Produkts (z. B. Klebstoffe, Farbstoffe) eine spezifische
Funktion verleihen: Es sind Sicherheitsdatenblitter vorzulegen fur Stoffe und Gemische, die fiir die Fertigung des End-
produkts verwendet wurden, oder fur Stoffe und Gemische, die auf Bestandteile des Produkts angewendet wurden
und in den Bestandteilen des Produkts verbleiben.

Die Erklirung muss die entsprechenden Unterlagen umfassen, z. B. von den Lieferanten unterzeichnete Erklarungen, dass
fur die Stoffe, Gemische oder Materialien keine der in der Tabelle 4 enthaltenen, mit den Gefahrenhinweisen und Risiko-
sitzen im Zusammenhang stehenden Gefahrenklassen gemdfl der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 gilt, insoweit dies
zumindest aus den Angaben gemif den in Anhang VII der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 genannten Anforderungen
abgeleitet werden kann.

Die bereitgestellten Angaben miissen sich auf die Formen und Aggregatszustinde der Stoffe oder Gemische beziehen, die
im Endprodukt verwendet werden.

Die nachfolgenden technischen Informationen miissen zur Untermauerung der Erklirung uiber die Einstufung oder Nicht-
einstufung fir jeden Stoff und jedes Gemisch vorgelegt werden:

i) fir Stoffe, die nicht gemaf der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 registriert wurden oder fiir die es noch keine harmo-
nisierte CLP-Einstufung gibt: Angaben, die den Anforderungen von Anhang VII der genannten Verordnung entspre-
chen;

i) fiir Stoffe, die gemdf der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 registriert wurden und die die Anforderungen fiir eine
CLP-Einstufung nicht erfiillen: Angaben, die auf dem REACH-Registrierungsdossier basieren und den Status der
Nichteinstufung des Stoffes bestatigen;
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iii) fiir Stoffe, fiir die eine harmonisierte Einstufung bzw. fiir die eine Selbsteinstufung vorliegt: Sicherheitsdatenbltter,
soweit verfiigbar. Sind diese nicht verfigbar oder handelt es sich um einen selbst eingestuften Stoff, miissen Angaben
zur Einstufung in Gefahrenklassen gemifl Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 gemacht werden;

iv) im Fall von Gemischen: Sicherheitsdatenblatter, soweit verfiigbar. Sind diese nicht verfiigbar, ist eine Berechnung der
Einstufung des Gemischs gemif$ den Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 vorzulegen, einschlieGlich der
Angaben zur Einstufung in Gefahrenklassen gemaff Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006.

Sicherheitsdatenblatter miissen gemédfl den Anweisungen in Anhang II Abschnitte 2, 3, 9, 10, 11 und 12 der Verordnung
(EG) Nr. 1907/2006 erstellt werden (Anforderungen an die Erstellung des Sicherheitsdatenblatts). Unvollstindige Sicher-
heitsdatenblitter miissen mit Angaben von Chemielieferanten ergdnzt werden.

Informationen iiber inhirente Stoffeigenschaften konnen durch andere Mittel als Priifungen gewonnen werden, beispiels-
weise durch die Anwendung von alternativen Verfahren wie In-vitro-Methoden oder von Modellen der quantitativen
Struktur-Wirkungs-Beziehung oder durch Gruppierung oder Analogie gemifS Anhang XI der Verordnung (EG)
Nr. 1907/2006. Um Vorlage der entsprechenden Daten entlang der gesamten Lieferkette wird ausdriicklich ersucht.

7.2. In der Liste nach Artikel 59 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 aufgefiihrte Stoffe

Bei als besonders besorgniserregend eingestuften und in der Liste nach Artikel 59 Absatz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1907/2006 aufgefiihrten Stoffen, die in Gemischen, in einem Erzeugnis oder einem homogenen Bestandteil eines
Produkts in einer Konzentration von iiber 0,1 % Massenanteil enthalten sind, wird keine Ausnahme von dem Verbot in
Artikel 6 Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 66/2010 gewdhrt.

Beurteilung und Priifung:

Das aktuelle Verzeichnis der als besonders besorgniserregend eingestuften Stoffe ist zum Zeitpunkt der Antragstellung zu
konsultieren. Der Antragsteller legt eine Erklarung iiber die Erfillung des Kriteriums 7.2 zusammen mit den zugehorigen
Unterlagen vor, z. B. von den Lieferanten der Materialien unterzeichnete Erklirungen, Kopien der betreffenden Sicher-
heitsdatenblitter fur Stoffe oder Gemische gemdff Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 fir Stoffe oder Gemi-
sche. Grenzwerte fiir die Konzentration sind in den Sicherheitsdatenblattern gemifl Artikel 31 der Verordnung (EG)
Nr. 1907/2006 fiir Stoffe und Gemische anzugeben.

Kriterium 8. Materialeffizienz bei der Herstellung

Die bei der Herstellung und Verpackung der Produkte erzeugte Abfallmenge, abziiglich der in verwertbare Materialien
und/oder Energie umgewandelten Fraktion, darf folgende Obergrenzen nicht iiberschreiten:

— 10 % Massenanteil der Endprodukte bei Tampons,

— 5 % Massenanteil der Endprodukte bei allen anderen Produkten.

Beurteilung und Priiffung:

Der Antragsteller muss die Abfallmenge nachweisen, die wihrend des Herstellungsprozesses nicht wiederverwendet
wurde bzw. die nicht in Materialien und/oder Energie umgewandelt wird.

Die Berechnungen sind im Einklang mit ISO 14025 durchzufithren, und der Antragsteller muss alle nachstehenden Para-
meter vorlegen:

— Gewicht des Produkts und der Verpackung,
— alle wihrend der Herstellung generierten Abfallstrome und

— die jeweilige Behandlung (z. B. Verwertung, Verbrennung), einschlieflich der riickgewonnenen und der entsorgten
Fraktion.

Die Nettoabfallmenge wird berechnet als die Differenz zwischen der erzeugten und der riickgewonnenen Abfallmenge.

Kriterium 9. Hinweise fiir die Entsorgung des Produkts

Die Hersteller miissen auf der Verpackung durch Text oder visuelle Symbole kenntlich machen,
— dass das Produkt nicht in die Toilette geworfen werden darf,

— wie das Produkt ordnungsgemaf zu entsorgen ist.
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Beurteilung und Priifung:

Der Antragsteller muss ein Muster der Verpackung vorlegen.

Kriterium 10. Gebrauchstauglichkeit und Qualitit des Produkts

Die Effizienz/Qualitit des Produkts muss zufriedenstellend und derjenigen von bereits auf dem Markt befindlichen Pro-
dukten mindestens gleichwertig sein. Die Gebrauchstauglichkeit wird im Hinblick auf die in Tabelle 5 aufgefithrten Merk-
male und Parameter gepriift. Etwaige angegebene Mindestleistungswerte miissen erreicht werden.

Tabelle 5

Merkmale und Parameter, die die Gebrauchstauglichkeit des zu priifenden Produkts beschreiben

Vorgeschriebenes Priifverfahren (Mindestleistungswert)
Merkmal
Babywindeln Damenbinden Tampons Stilleinlagen
Anwen- Ul. Absorption und | Verbrauchertest (Auslaufen bei weniger als 5 % der Produktanwendungen)
dungstests Auslaufschutz (*)
U2. Hauttrockenheit | Verbrauchertest (80 % der das Produkt | Entfallt Wie bei Babywin-
testenden Verbraucher miissen die Leis- deln
tung als zufriedenstellend einstufen)
U3. Passform und | Verbrauchertest (80 % der das Produkt testenden Verbraucher miissen die Leistung
Tragekomfort als zufriedenstellend einstufen)
U4. Gesamtleistung Verbrauchertest (80 % der das Produkt testenden Verbraucher miissen die Leistung
als zufriedenstellend einstufen)
Techni- T1. Absorption und | Absorptionsrate und Absorption vor | Syngina-Methode | Kein Verfahren
sche Priif- Auslaufschutz dem Auslaufen empfohlen
ungen
T2. Hauttrockenheit | TEWL (transepidermaler ~Wasserver- | Entfallt Kein Verfahren
lust),  Wieder-befeuchtungsverfahren empfohlen
oder korneometrische Tests

(*) Slipeinlagen ohne Wischeschutzfolie sind von dieser Anforderung ausgenommen.

Beurteilung und Prifung:

Fiir Anwendungstests und technische Priifungen ist ein Priifbericht vorzulegen, in dem die Priiffmethoden, die Ergebnisse
und die verwendeten Daten beschrieben sind. Die Priiffungen werden von Labors durchgefithrt, denen die Anwendung
interner oder externer Qualititsmanagementsysteme bescheinigt wird.

Die Priifungen werden fiir die betreffende Art und Grofe der Produkte durchgefiihrt, fur die das EU-Umweltzeichen
beantragt wird. Wenn jedoch nachgewiesen werden kann, dass Produkte dieselbe Leistung aufweisen, kann es ausreichen,
nur eine Grofe oder einen reprisentativen Groflenmix je Produktdesign zu priifen. Damit reproduzierbare Ergebnisse
erzielt werden, ist bei der Probenahme, Beforderung und Lagerung der Produkte besonders sorgfiltig zu verfahren. Es
wird empfohlen, die Produkte nicht zu verblinden oder in eine neutrale Verpackung umzupacken, da sonst die Leistung
des Produkts und/oder der Verpackung verfilscht werden konnte.

Den zustindigen Behorden sind — unter Beachtung von Geheimhaltungspflichten — Informationen iiber die Tests zur
Verfiigung zu stellen. Die Testergebnisse sind klar zu erldutern und in einer Sprache, in Einheiten und anhand von Symb-
olen darzustellen, die fir den Datennutzer verstindlich sind. Es miissen folgende Angaben gemacht werden: Ort und
Zeitpunkt der Tests; die zur Auswahl der getesteten Produkte verwendeten Kriterien und deren Reprisentativitit; ausge-
wihlte Priffungsmerkmale und gegebenenfalls die Griinde, warum bestimmte Merkmale nicht aufgenommen wurden; die
angewendeten Testverfahren und gegebenenfalls deren Begrenzungen. Es miissen klare Leitlinien fir die Nutzung der Tes-
tergebnisse gegeben werden.
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Zusitzliche Leitlinien fiir Anwendertests:

— Probenahme, Testdesign, Panelrekrutierung und die Analyse der Testergebnisse miissen statistischen Standardverfah-
ren entsprechen (AFNOR Q 34-019, ASTM E1958-07¢l oder gleichwertige Verfahren).

— Jedes Produkt ist auf der Grundlage eines Fragebogens zu bewerten. Die Priifung muss mindestens 72 Stunden, mog-
lichst aber eine volle Woche dauern und unter normalen Anwendungsbedingungen fiir das Produkt erfolgen.

— Empfohlen wird eine Anzahl von mindestens 30 Priifern. Alle an der Untersuchung teilnehmenden Personen miissen
das gepriifte Produkt der betreffenden Art/Grofe derzeit in Gebrauch haben.

— Sofern das Produkt nicht eigens fiir nur ein Geschlecht konzipiert ist, sollte das Verhiltnis zwischen ménnlichen und
weiblichen Personen 1:1 betragen.

— An der Untersuchung sollten Personen teilnehmen, die unterschiedliche Gruppen von Verbrauchern auf dem Markt
reprasentieren. Alter, Land und Geschlecht sind anzugeben.

— Kranke Personen und Personen mit einer chronischen Hauterkrankung sollten an der Priifung nicht teilnehmen.
Erkranken Personen wihrend des Anwendertests, so ist dies auf dem Fragebogen zu vermerken, und die Antworten
diirfen bei der Bewertung nicht berticksichtigt werden.

— Bei Hauttrockenheit, Passform und Tragekomfort sowie der Gesamtleistung miissen 80 % der das Produkt testenden
Verbraucher die Leistung als ,befriedigend” bewerten, was beispielsweise bedeuten kann, dass der Verbraucher mehr
als 60 Punkte (auf einer Skala von 1 bis 100) vergibt oder dass das Produkt mit ,gut“ oder ,sehr gut* (aus den finf
Moglichkeiten ,sehr schlecht®, ,schlecht®, ,befriedigend®, ,gut“ und ,sehr gut®) bewertet wird. Bei Absorption und
Auslaufschutz darf nur bei weniger als 5 % der getesteten Produkte ein Auslaufen auftreten.

— Die Ergebnisse sind nach Abschluss des Verbrauchertests statistisch auszuwerten.

— Externe Faktoren wie die Verwendung von Markenzeichen, Marktanteile und Werbung, die sich auf die wahrgenom-
mene Leistung der Produkte auswirken konnen, miissen mitgeteilt werden.

Zusitzliche Anforderungen an technische Priifungen:
— Die Priifungen sollten so weit wie moglich auf produktrelevanten, wiederholbaren und strengen Methoden basieren.

— Es sind mindestens funf Proben zu priifen. Die Durchschnittsergebnisse sind zusammen mit der Standardabweichung
anzugeben.

Gewicht, Abmessungen und Gestaltungsmerkmale des Produkts sind zu beschreiben und im Einklang mit Kriterium 1
anzugeben.

Kriterium 11. Soziale Aspekte

Die Antragsteller miissen sicherstellen, dass die Grundprinzipien und Arbeitnehmerrechte, die in den Kernarbeitsnormen
der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO), in den Prinzipien des Global Compact der Vereinten Nationen und in den
OECD-Leitsitzen fiir multinationale Unternehmen festgelegt sind, an allen Produktionsstitten entlang der Lieferkette, an
denen die mit dem Umweltzeichen versehenen Erzeugnisse hergestellt werden, eingehalten werden. Fiir die Uberpriifung
sind die folgenden Kernarbeitsnormen der ILO zu beachten:

029 Zwangsarbeit

087 Vereinigungsfreiheit und Schutz des Vereinigungsrechtes
098 Vereinigungsrecht und Recht zu Kollektivverhandlungen
100 Gleichheit des Entgelts

105 Abschaffung der Zwangsarbeit

111 Diskriminierung (Beschiftigung und Beruf)

138 Mindestalter

155 Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz

182 Beseitigung der schlimmsten Formen der Kinderarbeit

Diese Normen miissen den Produktionsstitten entlang der Lieferkette, an denen das Enderzeugnis hergestellt wird, mitge-
teilt werden.
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Beurteilung und Priifung:
Der Antragsteller weist durch unabhingige Priffung und entsprechende Belege nach, dass die Einhaltung der Vorschriften
durch Dritte iberpriift wurde. Hierzu gehoren Ortsbesichtigungen, die Priifer wahrend des Priifungsverfahrens der Pro-

duktionsstitten im Rahmen der Lieferkette der Erzeugnisse durchfiithren. Dies muss bei Antragstellung und anschlieBend
wihrend der Giiltigkeitsdauer des Umweltzeichens erfolgen, wenn neue Produktionsstitten genutzt werden.

Kriterium 12. Angaben auf dem EU-Umweltzeichen

Das EU-Umweltzeichen ist auf der Verpackung des Produkts anzubringen. Feld 2 des EU-Umweltzeichens muss folgenden
Text enthalten:

— ,Verringerter Ressourcenverbrauch*
— ,Reduzierter Einsatz von gefihrlichen Stoffen*
— ,Leistungs- und qualitatsgepriift”

Auf der Verpackung muss zudem folgender Text stehen: ,Weitere Angaben zu den Griinden fur die Vergabe des EU-
Umweltzeichens an dieses Produkt finden Sie unter folgender Internetadresse: http:/[ec.europa.eu/environment/ecolabel/“.

Beurteilung und Priifung:

Der Antragsteller muss eine Erklarung iiber die Einhaltung und einen visuellen Nachweis vorlegen.



http://ec.europa.eu/environment/ecolabel/







ISSN 1977-0642 (elektronische Ausgabe)
ISSN 1725-2539 (Papierausgabe)

Amt fiir Veréffentlichungen der Européischen Union
2985 Luxemburg
LUXEMBURG




	Inhalt
	DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS DER KOMMISSION vom 16. Oktober 2014 zur Festlegung von Vorschriften für die Durchführung des Beschlusses Nr. 1313/2013/EU des Europäischen Parlaments und des Rates über ein Katastrophenschutzverfahren der Union und zur Aufhebung der Entscheidungen 2004/277/EG, Euratom und 2007/606/EG, Euratom (Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2014) 7489) (Text von Bedeutung für den EWR) (2014/762/EU) 
	BESCHLUSS DER KOMMISSION vom 24. Oktober 2014 zur Festlegung der Umweltkriterien für die Vergabe des EU-Umweltzeichens für absorbierende Hygieneprodukte (Bekanntgegeben unter Aktenzeichen C(2014) 7735) (Text von Bedeutung für den EWR) (2014/763/EU) 

